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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 5 

Der Ausschuss beschließt, die Reihenfolge in der ursprüng-
lichen Tagesordnung zu ändern und TOP 6 – Stichwort: „Archiv-
gesetz NRW“ – als TOP 3 sowie TOP 8 – Stichwort „Honorar-
untergrenzen“– als TOP 7 aufzurufen. 

1 Westdeutscher Rundfunk Köln 6 

– Gespräch mit Frau Dr. Katrin Vernau 

2 Schutz durch klare Regeln – Sichere soziale Medien jetzt 21 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/18065 

In Verbindung mit: 
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 Kinder- und Jugendschutz im digitalen Raum – Soziale Medien sicher 

und altersgerecht gestalten 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/18100 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag Rodion Bakums (SPD), 
eine Anhörung durchzuführen, und kommt überein, über das 
weitere Verfahren im Rahmen einer Obleuterunde zu beraten. 

3 Gesetz zur Änderung des Archivgesetzes NRW und des Kulturgesetz-
buches 22 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18113 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, eine Anhörung durch-
zuführen. 

4 Digitale Gewalt und Deep Fakes im Netz – Aktuelle Entwicklungen und 
Position der Landesregierung zur Klarnamenpflicht (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 1]) 23 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4965 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag Rodion Bakums (SPD), 
eine Anhörung durchzuführen, und kommt überein, über das 
weitere Verfahren im Rahmen einer Obleuterunde zu beraten. 
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5 NRW ist nur noch Gamesland Nummer zwei – Stand der Förderungen 

für Games und E-Sport (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe 
Anlage 2]) 26 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4964 

– Wortbeiträge 

6 Verschiedenes (Medien/Kultur) 28 

– Vorlage 18/4828 – Zuordnung einer Übertragungskapazität für Rundfunk 
(Minden) 

– Vorlage 18/4859 – Zuordnung einer Übertragungskapazität für Rundfunk 
(Lübbecke) 

– Information 18/206 – 25. Bericht der Kommission zur Ermittlung des 
Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt die Vorlagen 18/4828 und 18/4859 sowie 
die Information 18/206 zur Kenntnis. 

7 Aktueller Sachstand Honoraruntergrenzen (Bericht auf Wunsch der Lan-
desregierung) 29 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4970 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

8 Klarheit für die Freien Darstellenden Künste in NRW (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 32 

In Verbindung mit: 
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 Ausbau der Konzeptions-, Festival- und Gastspielförderung für die 

Freie Szene in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landes-
regierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4827 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

9 Erwerb der Nutzungsrechte an Beuys-Werken im Sammlungs- und 
Archivbestand der Stiftung Museum Schloss Moyland (Bericht auf 
Wunsch der Landesregierung) 33 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4968 

– Wortbeiträge 

10 Aktueller Stand des Deutschen Fotoinstitutes (Bericht beantragt von der 
FDP-Fraktion [siehe Anlage 4]) 34 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4973 

– wird aus Zeitgründen nicht behandelt 

11 Finanzierung und Auszahlung der Kultur-Schecks (Bericht beantragt 
von den Fraktionen von SPD und FDP [siehe Anlage 5]) 35 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4969 

– wird aus Zeitgründen nicht behandelt 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzende Christina Osei informiert den AKM über das verkehrsbedingt verspätete 
Eintreffen sowohl von Ministerin Ina Brandes (MKW) als auch Minister Nathanael Li-
minski (MBEIM), weshalb sie Änderungen an der Reihenfolge einzelner TOPs emp-
fehle. 

Der Ausschuss beschließt, die Reihenfolge in der ursprünglichen 
Tagesordnung zu ändern und TOP 6 – Stichwort: „Archivgesetz 
NRW“ – als TOP 3 sowie TOP 8 – Stichwort „Honorarunter-
grenzen“– als TOP 7 aufzurufen. 
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1 Westdeutscher Rundfunk Köln 

– Gespräch mit Frau Dr. Katrin Vernau 

Vorsitzende Christina Osei: Ich freue mich sehr, heute mit Frau Dr. Katrin Vernau 
die Intendantin des WDR im Ausschuss begrüßen zu dürfen. Ich begrüße ebenso 
Herrn Busshuven. Schön, dass Sie beide da sind. Sie haben seit Anfang 2025 die 
Intendanz des öffentlich-rechtlichen Medienunternehmens in Nordrhein-Westfalen 
inne. Der Ausschuss möchte heute die Gelegenheit wahrnehmen, mit Ihnen ins Ge-
spräch zu kommen. Ich glaube, Sie haben einen kurzen Input vorbereitet. Dazu würde 
ich Ihnen jetzt die Gelegenheit geben. Danach fangen wir mit dem Austausch an. 

Dr. Katrin Vernau (Westdeutscher Rundfunk Köln): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – 
Sehr geehrte Frau Osei! Sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses für Kultur und Me-
dien! Ich danke ganz herzlich für die Einladung. Ich freue mich, dass ich einmal mehr 
hier sein darf. Der WDR als TOP 1 – das darf gerne so bleiben. 

Der WDR hat seit jeher die Aufgabe, Menschen zu informieren und ihnen Kontext zu 
geben, um einzelne Informationen in ein größeres Bild einzuordnen. Aus beidem zu-
sammen entsteht dann Orientierung. Das haben wir sehr lange und auch sehr erfolg-
reich getan. Genau das ist unser Problem, denn: nothing fails like success. Es ist ein 
Problem, dass wir in dem, was wir klassischerweise gemacht haben, nämlich Radio 
und Fernsehen, wirklich gut sind. Umso schwerer fällt es, uns von erfolgreichen alten 
Wegen zu lösen, um neue, teils unbekannte Wege zu gehen. Genau das ist aber drin-
gend erforderlich, denn die Medienwelt befindet sich in einem fundamentalen Wandel – 
nicht erst seit gestern, sondern schon seit Jahren, aber jetzt verschärft durch die um-
fassenden Entwicklungen im Bereich der Künstlichen Intelligenz. Wir im WDR befinden 
uns mitten in einem schwierigen Transformationsprozess, der gleichermaßen Chan-
cen und Risiken bietet. 

Um es gleich zu Beginn zu sagen: Ich danke Ihnen allen von Herzen. Sie haben mit 
dem Reformstaatsvertrag und dem 22. Rundfunkänderungsgesetz einen Rahmen ge-
geben, wichtige Impulse gesetzt und uns damit auch in die Pflicht genommen. Die 
aktuellen Reformen bei den Spartenkanälen von ARD und ZDF beispielsweise hätten 
wir ohne den Gesetzgeber vermutlich nicht in dieser Form hinbekommen. Ich danke 
Ihnen aber auch dafür, dass Sie als Landtag den von der Landesregierung eingebrach-
ten Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag beschlossen haben, auch wenn er letztlich 
nicht zustande gekommen ist. Sie haben damit ein wichtiges Signal für eine zukunfts-
fähige Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, aber auch für einen starken 
Medienstandort NRW gesetzt. 

Ich sehe es als ein wichtiges Zeichen, dass wir als öffentlich-rechtlicher Rundfunk und 
als WDR in Nordrhein-Westfalen noch breiten Rückhalt in der Politik genießen dürfen. 
Wir als WDR und ich als Intendantin haben damit gerade in Anbetracht der Situation 
in anderen Bundesländern eine sehr gute Ausgangslage. Ich sehe diese Situation als 
einen täglichen Ansporn, den Forderungen gerecht zu werden, die die Politik und die 
unser Publikum legitimerweise an uns als WDR haben dürfen. 
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Was meine ich damit? 

Erstens. Wir müssen selbstredend wirtschaftlicher werden. Daran arbeiten wir konti-
nuierlich. Ein Beispiel: Wir reduzieren konsequent unsere Flächen, denn wir wollen 
unser Geld in Inhalte und nicht etwa in Steine und Heizkosten investieren. Konkret sind 
wir dabei, uns beispielsweise aus dem Standort Bocklemünd sukzessive zurückzuzie-
hen. Tatsächlich werden wir nicht nur wirtschaftlicher, sondern angesichts real sinken-
der Etats auch kleiner. 

Zweitens. Wir müssen transparenter werden. Auch das haben wir verstanden. Die letz-
ten beiden Reformstaatsverträge enthalten konkrete Forderungen, denen wir selbst-
verständlich nachkommen werden, sprich die Auftragsüberprüfung in Form der Leis-
tungsanalyse nach § 26a Medienstaatsvertrag, die der Evaluation durch den Medien-
rat unterliegt, und ebenso die Transparenzpflichten hinsichtlich der Einhaltung der 
Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sowie in Bezug auf unsere Orga-
nisationsstruktur, Geschäftsordnung, Bezüge der Geschäftsleitung usw. nach § 31 
und § 31a Medienstaatsvertrag. 

Drittens und am wichtigsten: Wir müssen unserem gesellschaftlichen Programmauf-
trag auch in dieser neuen Medienwelt nachkommen. Eines der wichtigsten publizisti-
schen Vorhaben ist: Wir wollen die Nummer eins für regionale digitale Information in 
Nordrhein-Westfalen werden, denn der WDR ist zuallererst die Landesrundfunkanstalt 
dieses Bundeslandes. Das ist unser Alleinstellungsmerkmal, das uns von allen ande-
ren öffentlich-rechtlichen Anstalten, aber auch von internationalen Plattformbetreibern 
unterscheidet. Deswegen treiben wir die Infostrategie für den Westen mit viel Kraft 
voran, und zwar Digital First. Das betrifft regionale Wirtschaft, Kultur, Sport, Wissen-
schaft und natürlich Ihre Arbeit, die Landespolitik, sowie auch die Kommunalpolitik. 

Wir werden deshalb noch stärker Wert darauf legen, da zu sein, wenn der Landtag 
wichtige Beschlüsse für NRW trifft, wenn die Landesregierung ihre Arbeit tut oder wenn 
die Kommunalpolitik um die besten Lösungen ringt, um den Laden in schwierigen Zei-
ten am Laufen zu halten. Es ist wichtig, dass Fachleute in unseren Redaktionen über 
jedes Politikfeld kompetent berichten können. 

Wir verstärken außerdem unsere Präsenz im Land. In der kommenden Woche startet 
ein deutlich engmaschigeres Reporternetzwerk, das über ganz Nordrhein-Westfalen 
verteilt ist und uns bei regionalen Themen schneller und besser machen wird. Wir wei-
ten auch die Einsatzzeiten in unseren Regionalstudios aus. Beides zahlt darauf ein, 
vor Ort noch stärker präsent und dort zu sein, wo die Menschen leben und wo die für 
sie wichtigen Dinge passieren. 

Gleichzeitig verschmelzen wir den Newsroom und die Regionalstudios zu einer Einheit 
unter einer publizistischen Leitung, um unsere Informationen und Geschichten schnell 
online und auf allen anderen Kanälen ins Land zu bringen. Zum Hintergrund: Bislang 
war die regionale Aktualität im WDR organisatorisch tatsächlich in zwei Programmdi-
rektionen und auch unter zwei Chefredaktionen organisiert, einerseits der Newsroom 
in Köln und andererseits die Regionalstudios. 
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Strategie ohne Finanzen wäre aber ein Lippenbekenntnis. Deswegen stärken wir trotz 
des finanziellen Drucks das Regionale mit zusätzlichen Ressourcen. Das halte ich für 
eine der wichtigsten strategischen Investitionen, die es für den WDR zu tätigen gilt. 

Auch im Netz heben wir die Trennung zwischen Newsroom und Regionalstudios auf. 
In den sozialen Medien führen wir Lokalzeiten, WDR aktuell und Aktuelle Stunde zu-
sammen, um unserer stärksten Marke, der Marke „WDR“, mehr Größe und Sichtbar-
keit zu verleihen. 

Das alles ist leicht gesagt, aber es handelt sich WDR-intern um einen großen und 
einen länger dauernden Transformationsprozess. Dass solche Prozesse in öffentlich-
rechtlichen Institutionen Zeit brauchen, brauche ich Ihnen nicht zu erklären. Wir müs-
sen jetzt aber schnell sein, weil wir aus meiner Sicht noch längst nicht dort sind, wo 
wir als eines der größten Medienhäuser Nordrhein-Westfalens sein müssten. 

Der Wettbewerb ist knallhart. Selbst wenn es uns gelingt, online die besten regionalen 
Inhalte zu haben, ist nicht sichergestellt, dass wir es schaffen, dass unser Publikum 
uns diese Inhalte wirklich zuordnet. Sie kennen die Thematik, die sich durch KI noch-
mals deutlich verschärft hat. Mit Google, Meta oder OpenAI kämpfen wir nicht auf Au-
genhöhe. Im Netz haben wir es mit wenig regulierten und übermächtigen Global Play-
ern zu tun. Dort brauchen wir und auch die privaten Verleger Sie. Die Politik muss uns 
durch eine kluge Plattformregulierung helfen, faire Wettbewerbsbedingungen durch-
zusetzen, um den Qualitätsjournalismus und unser duales Mediensystem zu schützen. 

Wir brauchen eine Must-find-Regelung für Qualitätsmedien und verpflichtende Quel-
lenangaben. Wir brauchen im Netz einen rechtlichen und technischen Urheberschutz 
für Qualitätsjournalismus. Für uns steht dabei die Absendererkennung im Zentrum. Für 
die privaten Medienunternehmen ist zudem die Monetarisierung zentral. Die Geldfrage 
ist aber tatsächlich auch für den Medienstandort Deutschland, somit für die Kultur- und 
Kreativwirtschaft und spätestens an diesem Punkt auch für uns als Öffentlich-Rechtli-
che von Bedeutung. Um nur eine Zahl zu nennen: Der Werbemarkt in Deutschland 
beträgt aktuell 32 Milliarden Euro pro Jahr. Davon fließt mehr als die Hälfte, nämlich 
52 %, direkt in die USA ab. Sie stehen damit in Deutschland nicht mehr für die Pro-
duktion von Inhalten zur Verfügung. 

Eine kleine kritische Randnotiz: Den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Form der jetzt 
erfolgten Regulierung zu Presseähnlichkeit dazu zu zwingen, das Angebot für unser 
Publikum zu verschlechtern, während gleichzeitig die globalen Konzerne weitgehend 
unreguliert tun dürfen, was sie wollen, ist in meinen Augen nicht der richtige Weg. 
Meine Prognose: Kein Verlag wird einen Euro zusätzlich verdienen, weil wir weniger 
Online-Texte haben. Fakt ist doch, dass nicht wir die Werbegelder der Verlage in un-
serem Budget haben, sondern die Plattformbetreiber; siehe oben. Wir sind an der 
Stelle nicht der Wettbewerber. Wir sind nur leichter greifbar. 

Was bewegt den WDR strategisch neben der Infostrategie für den Westen noch? Wir 
haben uns ein klares Ziel gesetzt: mehr Kraft in weniger Angebote. Das heißt: Wir 
werden unsere Angebote in den kommenden Jahren deutlich reduzieren, aber strate-
gisch sehr fokussiert zusammenstellen, um unserem Auftrag noch besser als heute 
gerecht zu werden. Welche Angebote zukünftig Teil unseres Portfolios sein werden, 
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hängt von verschiedenen Kriterien ab. Um nur einige Beispiele zu nennen: Welche 
Zielgruppen erreichen wir heute noch zu wenig? Wie verändert sich die Mediennut-
zung in den kommenden zehn Jahren? Wie stärken wir die Bindung unseres Publi-
kums an den WDR? Welche vergleichbaren Angebote gibt es schon in der ARD, die 
gegebenenfalls erfolgreicher als unsere eigenen sind, so dass wir unser Angebot ein-
stellen können? 

Klar ist, dass wir unser Portfolio deutlich verschlanken und zudem in einen Prozess 
der kontinuierlichen Erneuerung unseres Angebots einsteigen werden. Durch die Fo-
kussierung können unsere erfolgreichen Angebote noch besser werden. Gleichzeitig 
werden Ressourcen frei, um mehr digitale Produkte zu entwickeln und zu distribuieren. 
Unser erklärtes Ziel ist es, bis 2030 etwa die Hälfte unserer Ressourcen für die Erstel-
lung digitaler Angebote einzusetzen. Dieses Verhältnis folgt unserer Prognose zur Me-
diennutzung im Jahr 2030. Nur mit diesen Maßnahmen können wir trotz des enormen 
finanziellen Drucks, den die ausbleibende Beitragserhöhung auf uns ausübt, Spiel-
räume schaffen, um den WDR weiterzuentwickeln und den Anschluss an unsere Ziel-
gruppen zu halten. 

Abschließend komme ich noch zu einem dritten Thema, welches für den WDR eine 
große strategische Bedeutung hat. Es geht um das Thema „Bindung der Menschen an 
den WDR“ bzw. „Vertrauen und Verankerung des WDR in der Gesellschaft“. Auch die-
sen Aspekt finden wir als Grundgedanken im Reformstaatsvertrag wieder, in dem wir 
in Form einer Weiterentwicklung unseres Auftrags aufgefordert werden, den Aus-
tausch mit dem Publikum und die Zusammenarbeit mit anderen gesellschaftlichen Akt-
euren deutlich auszubauen. Hieran arbeiten wir. Ich bringe einzelne Beispiele. 

Wir stärken ganz bewusst den Austausch mit den Menschen im Land. Wir wollen als 
Marke erlebbar und ansprechbar sein. In Gelsenkirchen haben wir einen lange leer-
stehenden Laden vier Wochen lang zum WDR PopUp Studio gemacht. Wir haben mit 
mehr als 6.000 Menschen intensive Gespräche geführt. Wir haben sie gefragt, was 
ihnen am gemeinwohlorientierten Rundfunk wichtig ist und ihre Fragen beantwortet, 
wie wir arbeiten und was wir anbieten. 

Das WDR 2 Weihnachtswunder hat in fünf Tagen mehr als 300.000 Menschen in die 
Essener Innenstadt gelockt. Jeden Tag besuchten uns Zehntausende auf dem Burg-
platz an unserem gläsernen Studio, bei dem die Menschen unter anderem live be-
obachten konnten, wie die Nachrichten in Köln gesprochen werden. 

Unsere Orchester und der Chor spielen 90 % ihrer Konzerte hier bei uns in Nordrhein-
Westfalen. 

Bei den Lokalzeit-Stadtgesprächen diskutieren wir live vor Ort die Themen, die im Dorf 
oder in der Stadt gerade brennen. Jede und jeder kann sich beteiligen. 

Mit solchen in der realen Welt stattfindenden Angeboten erreichen wir natürlich nicht 
die Millionen, die wir mit Radio, Fernsehen oder über unsere Social-Media-Kanäle er-
reichen, wobei zum Beispiel das Weihnachtswunder auch im Radio, Fernsehen und 
Internet sehr erfolgreich war. Wichtig ist aber: Diese Erlebnisse, diese Kontakte mit 
unseren Nutzerinnen und Nutzern im echten Leben, sind viel intensiver und wertvoller. 
So können wir aus Besuchern Fans oder sogar Freunde fürs Leben machen. 
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Beziehung lebt von Kontakt. Für die Beziehung zwischen uns und unserem Publikum 
gilt dasselbe. Gerade weil Mediennutzung Gewohnheits- und Vertrauenssache ist, ist 
es so wichtig, dass wir unser Publikum an den WDR binden. Damit möchten wir gerne 
früh anfangen und dafür unsere Bildungs- und Medienkompetenzangebote deutlich 
ausbauen, genau so, wie es in dem Reformstaatsvertrag vorgesehen ist. Bis 2030 
wollen wir mindestens die Hälfte der Schülerinnen und Schüler in Nordrhein-Westfalen 
mit einem unserer Medienkompetenzangebote erreichen. Um das zu schaffen, suchen 
wir uns Partnerinnen und Partner, denn gemeinsam sind wir stärker. Auch das ist üb-
rigens in dem Reformstaatsvertrag, den Sie beschlossen haben, explizit vorgesehen. 

Wir haben beispielsweise mit der Landesanstalt für Medien vereinbart, dass wir uns in 
unserem Medienkompetenzangebot komplementär aufstellen und gegenseitig in un-
seren jeweiligen Stärken unterstützen. Ein Beispiel: Die Landesanstalt für Medien ver-
anstaltet den digitalen Elternabend zum Thema „Klassenchats“. Wir haben eine ent-
sprechende Doku und Studie zu diesem Thema im Programm. Natürlich ist es sinnvoll, 
wenn wir jeweils auf das Angebot des anderen verweisen und das auch bei den von 
uns erstellten Materialien für den Unterricht tun. 

Wir freuen uns, wenn auch das Ministerium für Schule und Bildung und andere Bil-
dungsträger im Land wie beispielsweise die Stadtbibliotheken bei diesem für unsere 
Demokratie so wichtigen Thema „Medienkompetenz und Bildung“ künftig noch stärker 
mit uns zusammenarbeiten, um beispielsweise unser Kinderangebot von Maus und 
Elefant bei Eltern und Kindern bekannt zu machen, denn wir können angesichts des 
hohen Anteils an Familien mit internationaler Familiengeschichte nicht mehr automa-
tisch davon ausgehen, dass alle Eltern mit unserem Angebot sozialisiert wurden und 
dieses daher auch ihren Kindern weitergeben. 

Die Förderung von Medienkompetenz und Bildung ist direkte Demokratieförderung. 
Wer in der Lage ist, sich gut zu informieren, gute von schlechten Quellen zu unter-
scheiden sowie Propaganda und Desinformation von Qualitätsinhalten zu trennen, die 
oder der ist widerstandsfähiger gegen Manipulation. Gleichzeitig ist unser Medienkom-
petenzprogramm eine Chance, jeden Tag junge Menschen davon zu überzeugen, 
dass wir als Qualitätsmedium eine wichtige Aufgabe für die Demokratie übernehmen. 
Im Gegenzug wiederum lernen wir von den jungen Menschen, wie wir arbeiten müs-
sen, um sie zu erreichen. 

Nur um das klarzumachen: Natürlich ist Medienkompetenz für alle Altersstufen sinnvoll 
und notwendig, aber wir wollen uns zunächst auf die jüngere Zielgruppe konzentrieren, 
um schnell sichtbare Ergebnisse zu erzielen. Ebenso, wie wir uns im Bereich „Bildung 
und Medienkompetenz“ Partner suchen, tun wir das auch in anderen Bereichen. RTL 
und ARD arbeiten zurzeit gemeinsam an KI-Standards, die sich hoffentlich auch an-
dere Qualitätsmedien in Deutschland zu eigen machen. 

Wir loten mit den Verlegern in Nordrhein-Westfalen aus, auf welchen Feldern wir zu-
sammenarbeiten können, denn wir sind zwar Konkurrenten auf bestimmten Gebieten, 
aber wir sind keine Gegner. Dass wir natürlich auch innerhalb des öffentlich-rechtli-
chen Systems, also innerhalb der ARD, aber auch mit ZDF und Deutschlandradio 
heute an vielen Stellen enger zusammenarbeiten, habe ich bereits zu Beginn erwähnt. 
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Es tut sich also einiges. Ich danke Ihnen, dass Sie mir auf diesem Ritt durch unsere 
aktuellen strategischen Maßnahmen gefolgt sind. Wir arbeiten unter Hochdruck daran, 
für unser Publikum besser zu werden. Ich bitte Sie um etwas Geduld mit uns und wei-
terhin um einen grundsätzlichen Rückhalt für den WDR und den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk. – Danke für die Aufmerksamkeit. Ich freue mich auf die Aussprache. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN und der FDP) 

Rodion Bakum (SPD): Frau Vernau, vielen Dank, dass Sie hier sind und Ihre Gedan-
ken mitgeteilt haben. Ich darf sagen: Es war einiges dabei, was vielleicht nicht neue 
Töne, aber zumindest spannende Aspekte sind, über die wir in den nächsten Wochen 
und Monaten diskutieren müssen. Insbesondere Ihre Vorschläge zum Thema „Platt-
formregulation“ sind Dinge, über die wir sagen: Wir finden es gut, dass Sie es ange-
sprochen haben. Wir nehmen das auf jeden Fall mit und werden es in den weiteren 
politischen Beratungen aufgreifen. 

Ich habe zunächst zwei bzw. zweieinhalb Fragen. Sie haben „Digital First“ als einen 
sehr wichtigen Aspekt genannt. Alles, was Sie gesagt haben, trifft grundlegend auf 
unsere Zustimmung. Wir diskutieren über die – man muss es so sagen – Übermacht 
der Techkonzerne, ob das jetzt Meta, Google, TikTok oder auch Spotify sind. Sie ha-
ben gerade die Grundzüge Ihrer Strategie in diesem Bereich beschrieben. Wir wüssten 
gerne, wo Sie als WDR sich in dem Bereich, in dem Wettbewerb mit den großen Kon-
zernen, aktuell verorten würden. 

Sie haben aus unserer Sicht völlig zu Recht das Thema „Presseähnlichkeit“ und die 
derzeitigen gesetzlichen Rahmenbedingungen angesprochen. Würden Sie vor dem 
Hintergrund vielleicht sogar kooperative Ansätze mit Privaten, soweit das möglich ist, 
in Erwägung ziehen? Gibt es in der Hinsicht ein Stück weit über „Digital First“ hinaus-
gehend Gespräche und Strategien? Sie haben zu Recht gesagt – wir alle wissen es –: 
KI ist eine große Herausforderung. Gibt es innerhalb des WDR eine KI-Strategie? 
Wenn ja: Können Sie uns diese in grundlegenden Zügen einmal mitteilen? 

Zu meiner zweiten Frage, zumindest für die erste Runde. Sie haben völlig zu Recht 
die große Bevölkerungsgruppe der Menschen mit internationaler Herkunftsgeschichte 
angesprochen. Je nachdem, welche Statistik wir bemühen, ist es ein Drittel der Men-
schen in Nordrhein-Westfalen, bei Kindern und Jugendlichen fast die Hälfte. Sie haben 
zu Recht gesagt, dass man nicht erwarten darf, dass die Menschen mit diesem Hin-
tergrund – dazu zähle ich mich auch – automatisch mit den Öffentlich-Rechtlichen so-
zialisiert sind, was bei mir glücklicherweise passiert ist. Insbesondere, wenn ich an 
eine Bevölkerungsgruppe denke, der ich selbst angehöre, sprich der Menschen, die 
einen russischsprachigen Hintergrund haben, die vielleicht Medien konsumieren, die 
nicht unserem Demokratieverständnis entsprechen, was sicherlich auch Menschen mit 
türkischer oder arabischer Herkunftsgeschichte betrifft: Wie stellen Sie sich vor, diese 
Menschen in Zukunft stärker abzubilden und anzusprechen? 

Ich weiß: Sie haben in einer anderen Diskussion einmal „COSMO“ als Programm er-
wähnt. Ich muss gestehen: Das kannte ich vorher nicht. Das mag aber an meiner 
neuen Rolle im Medienausschuss liegen. Insofern ist die Frage, wie man diese sehr 
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große Bevölkerungsgruppe in den grundlegenden Medien – Sie haben gerade von 
Konzentrierung bzw. Fokus gesprochen – aus Ihrer Sicht stärker repräsentieren kann. 

Vorsitzende Christina Osei: Frau Vernau, wollen wir erst sammeln, oder möchten 
Sie jede Frage einzeln beantworten? – Das wird vielleicht ein bisschen viel. Wir haben 
noch drei Wortmeldungen auf der Liste und würden die Fragen von zwei Abgeordneten 
sammeln, bevor die nächsten zwei an der Reihe sind. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Dr. Vernau, vielen Dank für den Vortrag. Ich habe 
zwei Nachfragen. Zum einen haben Sie gar nichts zu den Kooperationen auf ARD-
Ebene gesagt. Vielleicht können Sie dazu noch ein paar Worte verlieren. 

Stichwort „Plattformregulierung“: Diesbezüglich war von einer Must-find-Regelung die 
Rede. Können Sie das ein bisschen konkretisieren? Soll das eine Art privilegierte Auf-
findbarkeit für WDR-Inhalte werden? Wie genau stellen Sie sich das vor? 

Dr. Katrin Vernau (Westdeutscher Rundfunk Köln): Ich fange einmal mit Herrn 
Tritschler an, der durch den Rundfunkrat natürlich weiß, dass wir auf der ARD-Ebene 
jede Menge Kooperationen haben und deutlich enger zusammengerückt sind. Das 
habe ich ausgelassen. Ich muss mich schließlich ein bisschen an die Zeit halten. Des-
wegen habe ich einfach einen anderen Schwerpunkt gesetzt. Tatsächlich ist dort sehr 
viel passiert. Wir haben erstmalig eine ARD-Strategie formuliert, die sich wie so eine 
Art Schirm wunderbar über die WDR-Strategie stülpen lässt. Das ist also anschlussfä-
hig. Das ist das, was auf der ARD-Ebene passieren soll. 

Wir im WDR haben für uns klar unsere starke Rolle in der ARD mit bestimmten 
Schwerpunkten definiert. Beispielsweise haben wir die Koordination der Dokumentati-
onen und der Auslandstudios. Wir sind der Sportsender und in der Federführung, na-
türlich auch aufgrund der Sportschau und weil wir den SportHub, also die Infrastruktur, 
haben. 

Die Kooperationen auf der ARD-Ebene haben im Grunde genommen dieselbe Stoß-
richtung wie das, was ich strategisch für den WDR vorgetragen habe. Zum einen geht 
es darum, dass wir die Bindung zu unseren Nutzern stärken, unser Angebotsportfolio 
straffen, strategisch und ganzheitlich auf das Angebot blicken und entsprechend han-
deln. Auf der anderen Seite ist die Wirtschaftlichkeit das große Thema, insbesondere 
eine Kooperation im Bereich „Verwaltung und Technik“, um Wirtschaftlichkeitsreser-
ven zu heben; da sind wir dran. Das wäre einen eigenen Vortrag wert. Ich kann es 
gerne erläutern, aber ich glaube, das führt jetzt zu weit. 

Sie haben gefragt, was ich mit bevorzugter Auffindbarkeit meine. Ich meine damit nicht 
eine bevorzugte Auffindbarkeit nur für WDR-Inhalte, sondern im Grunde genommen 
für journalistische Inhalte. Wir sind in der Situation, dass wir weder genau verstanden 
haben, wie diese Algorithmen der großen Plattformbetreiber funktionieren, ge-
schweige denn irgendeinen Einfluss darauf haben. Was passiert, ist, dass emotionali-
sierende Inhalte nach oben gespült werden. Sind das immer wahre Inhalte, wenn es 
um Informationsvermittlung geht? Oder sind gezielte Desinformation und Propaganda 
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dabei, und werden diese vielleicht sogar bevorzugt? Letzteres ist mit Blick auf die ak-
tuelle Bertelsmann-Studie zu dem Thema nicht komplett auszuschließen. Es ist eine 
reale Gefahr für unsere Demokratie, zumal – das habe ich beim letzten Mal vorgetra-
gen – Länder wie Russland und China, wie wir wissen, für Desinformation und Propa-
ganda im Ausland ganz gezielt richtig viel Geld in die Hand nehmen. 

Ich glaube, das können wir alles nicht wollen. Wir brauchen also eine bevorzugte Auf-
findbarkeit für journalistisch recherchierte, glaubwürdige Inhalte in diesen Algorithmen, 
egal, ob der Öffentlich-Rechtliche oder die Qualitätsmedien diese produziert hat. Wir 
unterliegen einer gewissen Kontrolle und damit verbunden einer ganz anderen Glaub-
würdigkeit als Propaganda oder kommerzielle Angebote, die keine journalistischen An-
gebote sind. 

Herr Bakum, Sie haben als Erstes gefragt, wo wir uns in diesem Wettbewerbsumfeld 
ansiedeln. Ich kann glücklicherweise sagen, dass wir als ARD nach wie vor noch eine 
große Relevanz und Reichweite haben. Wir erreichen immerhin täglich zwei Drittel der 
Bevölkerung mit irgendeinem Angebot und zwischen 80 % und 90 % als Wochenreich-
weite. Es besteht also noch eine hohe Relevanz. Die tagesschau schauen im Schnitt 
immer noch zehn Millionen Menschen pro Tag. Das hat also Gott sei Dank eine Be-
deutung, aber das wird nicht so bleiben. Wir sehen Rückgänge und müssen gegen-
steuern. Ich habe es vorhin erläutert: Es gibt keine Waffengleichheit. Das ist kein fairer 
Wettbewerb, sondern ein sehr schwieriges und knallhart wettbewerbliches Umfeld. 

Ich glaube, dass wir dort nur bestehen können – das war Ihre zweite Frage –, wenn 
wir uns mit privaten Medienunternehmen zusammentun. Wir auf ARD-Ebene arbeiten 
mit dem ZDF und mit Privaten gemeinsam an einem Trusted Content Pool bzw. -Netz-
werk, wie auch immer man das nennt. Ich stelle mir das immer so vor: Wir versuchen, 
um journalistische Qualitätsinhalte herum so eine Art Zaun zu bauen, sodass man nur 
mit einem entsprechenden Login hereinkommt und die Nutzer die Sicherheit haben, 
wirklich journalistische Inhalte zu finden und nicht irgendwelche Desinformationen, 
Propaganda und Inhalte, die auf kommerzielle Nutzung aus sind. Dort sind wir noch 
lange nicht. Ich nehme aber wahr, dass die Verleger die Situation zunehmend so ein-
schätzen. Nur, wenn wir uns unterhaken und entsprechende rechtliche Rahmenbedin-
gungen gegeben sind, haben wir eine Chance, weil die Übermacht einfach so groß ist. 

Zum Thema „KI-Strategie für den WDR“ – in zwei Sätzen –: Das ist echt schwierig. Wir 
im WDR setzen KI schon seit Langem ein. Als Verwaltungsdirektorin habe ich das 
Thema schon 2015 stark vorangetrieben. Damals ging es noch um den Einsatz von KI 
für unser Archiv. Wir mussten Personal abbauen. Mit dem Fraunhofer-Institut in Bonn, 
Fraunhofer IAIS, das echt super ist, haben wir kooperiert. Dort wurde uns gesagt, wie 
wir moderne Technologien der Bilderkennung, der Spracherkennung und des Mining 
nutzen können, um unser Archiv besser zu erschließen. Wir haben diese Technologie 
mittlerweile für die gesamte ARD. Wie gesagt, läuft das seit über zehn Jahren. Das 
war ein wichtiger Baustein. Es wird natürlich weiterhin ein Teil der KI-Strategie sein, 
zu schauen, wo wir Technologien einsetzen können, um intern wirtschaftlicher zu sein 
und unsere Prozesse zu verbessern. 

Ein weiteres Thema ist „KI an der Schnittstelle zum Nutzer“. Daran arbeiten wir nicht 
allein im WDR, sondern in der gesamten ARD und zum Teil auch zusammen mit dem 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 14 - APr 18/1189 

Ausschuss für Kultur und Medien  16.04.2026 
59. Sitzung (öffentlich) sv 
 
 
ZDF, wenn es zum Beispiel darum geht, selbst Nutzerdaten für unsere Mediathek aus-
werten, um zu schauen, dass wir den Nutzern das Angebot durch entsprechende Al-
gorithmen und Empfehlungen noch besser ausspielen. Das ist die Schnittstelle zum 
Nutzer. Wie gesagt, tun wir als WDR das nicht allein. Es gibt ein interdisziplinäres KI-
Netzwerk in der ARD, weil man technische, juristische und wirtschaftliche Fragen hat. 
Wir arbeiten dort an den verschiedensten Themen. 

Eine Frage war, wie wir die Menschen mit internationaler Familiengeschichte besser 
erreichen. Über COSMO gelingt das wahrscheinlich nicht. So, wie es jetzt ist, hat es 
keine durchschlagende Verbreitung bei diesen Menschen, sonst hätten wir unter ihnen 
deutlich mehr Zuhörer. Das muss man einmal so sagen. Deswegen wird das gesamte 
junge Angebot gerade neu aufgestellt. Es ist nicht so, dass die Menschen mit interna-
tionaler Familiengeschichte eine einheitliche Zielgruppe wären. Das sind sehr unter-
schiedliche Menschen mit sehr unterschiedlichem Mediennutzungsverhalten. Sie sind 
Teil der Gesellschaft und damit Teil der anderen gesellschaftlichen Zielgruppen. Sie 
bedürfen aber vor allen Dingen dann einer besonderen Ansprache, wenn sie hier noch 
nicht so lange leben. 

Ich könnte mir zum Beispiel vorstellen – den Vorschlag haben wir im Schulministerium 
gemacht –, dass wir bestimmte Punkte wie die Einschulung von Erstklässlern nutzen 
und die Eltern darauf hinweisen: Wenn sie ihre Kinder Medien nutzen lassen wollen, 
dann gibt es bei uns so etwas wie den öffentlich-rechtlichen Rundfunk mit einem ge-
schützten Kinderangebot ohne Werbung und mit entsprechenden bildenden Inhalten. 
Wir könnten zum Beispiel der Schultüte eine kleine Maus beifügen, damit die Kinder 
beginnen, sich zu interessieren und zu fragen. Wir könnten die Älteren anschreiben, 
auf welchen Sprachen auch immer. Es gibt also alle möglichen Ideen der neuen Dis-
tribution und, wenn Sie so wollen, des Marketings für unsere Angebote. Ich glaube, 
das braucht es einfach, weil es nicht mehr selbstverständlich ist. 

Andrea Stullich (CDU): Frau Dr. Vernau, vielen Dank für die spannenden Einblicke 
und die Möglichkeit, Fragen zu stellen. Ich würde gerne noch ein bisschen mehr zum 
Thema „regionale Ausrichtung“ wissen, auf das Sie einen Schwerpunkt gelegt haben. 
Sie haben gerade gesagt: Wir wollen die Nummer eins in der regionalen digitalen Be-
richterstattung werden. Deshalb werde die Infostrategie vorangetrieben und die Präsenz 
vor Ort im Land verstärkt. Sie knüpften ein engmaschiges Reporternetzwerk, haben 
Sie gerade angekündigt, und wollen das Regionale mit zusätzlichen Ressourcen ver-
stärken. Schon in der WDR-Presseinfo im Februar werden Sie mit den Worten zitiert: 

„Die Tech-Giganten interessieren sich nicht für Wachtendonk oder Tecklen-
burg. Aber der WDR tut das.“ 

Es gab prompt einen kleinen Aufschrei im Lokalfunk, den ich persönlich sehr gut nach-
vollziehen kann. Es hieß: Jetzt kämpft endgültig David gegen Goliath. – In dem, was 
mich dazu erreicht hat, war auch von einem Frontalangriff des WDR auf den Lokalfunk 
die Rede. Was entgegnen Sie diesem Vorwurf? Welche Abgrenzung zum Lokalfunk 
ziehen Sie, damit vor allen Dingen die NRW-Lokalradios weiter gut existieren können? 
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Darüber hinaus wäre mir noch wichtig, zu wissen: Wie gewährleisten Sie eine ausge-
wogene Berichterstattung aus allen Regionen Nordrhein-Westfalens? Es leben längst 
nicht alle Menschen in den Städten und in dicht besiedelten Räumen. Sehr viele Men-
schen – ich gehöre auch dazu – leben im ländlichen Raum. Auch dieser ist sehr aus-
gedehnt. Welche Überlegungen haben Sie diesbezüglich? Gibt es im Zuge dieser In-
fostrategie zum Beispiel auch Überlegungen, dass Standorte neu geordnet oder regi-
onale Zuständigkeiten verändert werden? 

Abseits von diesem Thema wäre meine dritte Frage für diese Runde: Was entgegnen 
Sie auf Kritik, der WDR bilde nicht die gesamte Meinungsvielfalt ab? Wie stellen Sie 
politisch ausgewogene und vielfältige Berichterstattung sicher? 

Yvonne Gebauer (FDP): Frau Dr. Vernau, vielen lieben Dank für Ihre Ausführungen. 
Ich habe in diesem Zusammenhang drei Nachfragen. Sie sprachen von Verschlankun-
gen bzw. Einsparungen und haben als Beispiel zum einen die Flächenreduktion ge-
nannt, also: nur noch den Standort Köln-Bocklemünd. Als zweiten Punkt nannten Sie 
„mehr Kraft in weniger Angebote“. Gibt es darüber hinaus noch weitere Vorhaben hin-
sichtlich einer Verschlankung des WDR? 

In diesem Zusammenhang steht die zweite Frage. Sie haben davon gesprochen, dass 
Sie die Präsenz im Land steigern bzw. – so haben Sie es gesagt – verstärken möchten. 
Geht das mit neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einher, oder wie soll die Präsenz 
verstärkt werden? 

Ich komme zu der dritten Frage. Wir besprechen diesen Tagesordnungspunkt heute 
auch in Bezug auf den Zwischenbericht für die KEF-Beitragsempfehlung, die nun er-
folgt ist und eine Halbierung der geplanten Erhöhung vorsieht. Wie sehen Sie das? Ich 
sage jetzt einmal böse: Sehen Sie das als Charmeoffensive gegenüber dem BVG, 
oder wollen Sie den störrischen Ministerpräsidenten einmal etwas entgegenhalten?  

Dr. Katrin Vernau (Westdeutscher Rundfunk Köln): Ich fange jetzt wieder von hinten 
an, also bei Frau Gebauer. Zum Thema „KEF-Bericht“: Die Reduzierung der empfoh-
lenen Beitragserhöhungen kommt mit Blick in die Zahlen nicht daher, dass die KEF 
sagt, man könne beim Aufwand noch alles Mögliche wegstreichen, sondern der Auf-
wand ist auf dem anerkannten Niveau geblieben und sogar leicht höher. Sie hat also 
etwas mehr Aufwand anerkannt, um den Programmauftrag zu erfüllen, aber die KEF 
hat bei den Erträgen erhebliche Potenziale gesehen und Einschätzungen vorgenom-
men. Daher kommt es also, dass sie jetzt sagt: Der Beitrag muss nicht ganz so stark 
steigen, wie ursprünglich gedacht. 

Wie sehe ich das? Ich würde sagen: Die KEF hat ihre Aufgabe gemacht. Sie hat ge-
prüft und eine Einschätzung gewonnen. An der früheren KEF-Empfehlung war nichts 
falsch. Sie schätzt die Erträge jetzt einfach optimistischer ein. Angenommen, wir hätten 
zu viel Geld gehabt und die Beitragsanpassung wäre ein Erfolg gewesen, dann hätte 
sie spätestens jetzt gesagt: Wir denken, dass noch mehr Erträge kommen. Ihr müsst 
sie für die nächste Periode ins Sparschwein tun. – Insofern hat sie professionell ge-
rechnet und geprüft, wie man das von der KEF gewohnt ist, und ist zu einem Ergebnis 
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gekommen. Das hat für mich keine politische Komponente, sondern die KEF hat eine 
fachlich fundierte Einschätzung abgegeben. 

Zu der Frage, ob wir neue Mitarbeiter einstellen: ganz sicher nicht. Ganz im Gegenteil: 
Das können wir uns gar nicht leisten. Gerade liegen Tarifforderungen von 6 % bzw. 
7 % auf dem Tisch, und zwar für zwölf Monate. Das werden wir so nicht erfüllen kön-
nen, aber ich kann es angesichts der Inflationsrate verstehen. Angesichts eines nomi-
nal konstanten Budgets – der Rundfunkbeitrag ist noch gar nicht gestiegen – erzeugt 
das einen erheblichen Finanzdruck. 

Gewisse Tarifsteigerungen werden wir wahrscheinlich leisten müssen, aber das be-
deutet, dass wir in Zukunft nicht mehr, sondern weniger Personal haben werden. Wir 
müssen es anders einsetzen. Deswegen haben wir auch diese organisatorische Maß-
nahme durchgeführt, die Regionalstudios und den Newsroom zusammenzupacken. In 
der Vergangenheit gab es ein gewisses Konkurrenzverhältnis und – man kann auch 
sagen – eine publizistische Vielfalt. Die Frage ist, ob wir es uns leisten können, inner-
halb des WDR noch publizistische Vielfalt zu haben. Davon werden wir in Zukunft 
wahrscheinlich etwas weniger haben, weil wir nur noch einen Chefredakteur haben. 

Wir haben uns zusätzliche Ressourcen sozusagen aus den Rippen geschnitzt, also 
durch – ich würde einmal sagen – Abziehen an anderer Stelle geschaffen, um dieses 
Reporternetzwerk ins Leben zu rufen. Das sind keine neuen Standorte. Damit ist die 
Frage von Frau Stullich eigentlich schon beantwortet. Wir werden keine neuen Regio-
nalstudios oder so etwas eröffnen, weil wir die Gelder nicht in Mieten stecken wollen, 
sondern in das Produzieren von Inhalten. Das heißt: Diese Gelder gehen an freie Mit-
arbeiter, die im Land unterwegs sind und entsprechende Inhalte generieren. 

Frau Gebauer hatte gefragt, welche weiteren Einsparmaßnahmen wir vorsehen. Ich 
habe deswegen das Programmportfolio genannt, weil letzten Endes alles vom Pro-
gramm ausgeht. Wenn man die Anzahl der Angebote im Programm reduziert und ins 
Digitale geht, dann kann die Technikdirektion sagen: Wir können die Ressourcen ent-
sprechend verlagern. – Wenn wir weniger lineares Fernsehen machen, dann kann 
man die Ressourcen im linearen Fernsehen auch aus der Technik rausziehen. Inso-
fern folgt alles dem Programm. 

Stichwort „Flächen“: Bocklemünd war ein Beispiel, weil wir gesehen haben, dass der 
Standort gar nicht mehr ausgelastet ist. Wir haben gar nicht mehr das Geld, um dort 
große Shows zu produzieren. Deswegen haben wir schon an die Bavaria untervermie-
tet. Es ist konsequent, dass wir uns von dem Standort sukzessive komplett verabschie-
den. Das ist ein großer Batzen, aber in der Realität sind es viele kleine Maßnahmen. 

Ich komme jetzt zu Frau Stullich bzw. zum Thema „Meinungsvielfalt“. Das ist uns ein 
zentrales Anliegen. Für mich ist es der Schlüssel zur Glaubwürdigkeit. Wenn die Men-
schen den Eindruck haben, dass sie mit ihrer Weltsicht und den Fragen, die sie an die 
Welt haben, in unserem Programm nicht vorkommen, dann ist es nicht ihr Programm. 
Dann schaffen wir also diese Bindung an den WDR nicht und sind nicht glaubwürdig 
für diese Menschen. Deswegen ist es so wichtig. Tatsächlich wird im WDR schon seit 
einiger Zeit intensiv an dem Thema gearbeitet, wie wir die Perspektivenvielfalt verbes-
sern können. Übrigens setzen wir dazu auch KI ein. 
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Eine ganz nette Randnotiz: Wir haben KI-Personas, die den Mediennutzungstypen 
entsprechen. Wenn wir ein Thema bearbeiten, dann können wir diese Personas be-
fragen: Welche Frage würde dich bei dem Thema am meisten interessieren? Es ist ein 
Experiment, aber auch zu dem Thema kann man KI nutzen. Wir nutzen KI im Übrigen 
auch, um das Thema „Perspektivenvielfalt“, bezogen auf das Gesamtportfolio, zu ana-
lysieren. Dazu nutzen wir ein Tool. Das hat ursprünglich einmal funk entwickelt. Jetzt 
ist im Gespräch, dass wir es in der gesamten ARD einsetzen. Es wird daran gearbeitet, 
Technik zu nutzen, um Perspektivenvielfalt abzubilden. 

Das hat natürlich auch seine Tücken. Wenn man zum Beispiel auswerten lässt, wie 
stark bestimmte politische Parteien in unserem Angebot vorkommen, und eine Partei 
vielleicht gerade einen Skandal erlebt, dann kommt sie in einem bestimmten Zeitraum 
besonders oft vor, weil es besonders viel zu berichten gibt. Das muss man justieren. 
Die Technik ist ganz nüchtern und statistisch geprägt. Diese Tools haben also ihre 
Tücken. Sie sehen daran, dass es uns ein ernst gemeintes Anliegen ist. 

Ein Schlüssel ist für mich die Rekrutierung von Mitarbeitern. Das bezieht sich einer-
seits auf die Herkunftsdiversität der Beschäftigten, aus meiner Sicht andererseits aber 
auch stark auf die Fachlichkeit. Geisteswissenschaftler haben einen bestimmten Blick 
auf die Welt. Man braucht auch Wirtschaftswissenschaftler, Naturwissenschaftler und 
Menschen, die andere Fragen stellen. Sie merken: Das ist ein Leib- und Magenthema. 
Deswegen könnte ich noch mehr sagen. 

Ich komme zu der Frage zu dem Lokalfunk. Dass die Lokalradios im Moment eine sehr 
schwere Zeit haben, ist uns wohl bewusst. Deswegen haben wir zum Beispiel auch 
beim WDR Weihnachtswunder in Essen mit dem Lokalradio Essen kooperiert, auf de-
ren Aktion hingewiesen und geschaut, dass wir dort nicht als der große Platzhirsch 
auftreten. Diese Sensibilität haben wir. Das sehen wir auch. Wir sind an verschiedenen 
Stellen in Kooperationsgesprächen mit dem Lokalfunk und der Lokalpresse. Deswe-
gen sage ich: Wir sind einerseits im Wettbewerb, andererseits aber auch in der Lage, 
Arbeitsteilung zu betreiben. 

Wir werden niemals so eng an einzelnen kommunalpolitischen Themen dran sein wie 
die lokalen Zeitungen. Ich finde, man kann darüber sprechen, wie man es schaffen 
kann, dass ihr Angebot in Ergänzung zu unserem Angebot für den Nutzer verfügbar 
ist. Ich glaube, es gibt Möglichkeiten. Man muss sich nur erst einmal davon lösen, zu 
sagen wir: Wir müssen gegeneinander arbeiten. – Man kann auch miteinander arbei-
ten. Dafür öffnen sich auch die Privaten. Es ist eine Frage der Verbreitungsinfrastruk-
tur. Wir haben unsere Audiothek auf Vordermann gebracht. In ARD Sounds sind alle 
Inhalte. Die Frage ist: Könnte so eine Infrastruktur nicht auch von Privaten mitgenutzt 
werden? Dann hätten sie nicht mehr die Kosten, um das zu entwickeln. Dann hätte 
man gleichzeitig auch mehr Traffic auf so einer Plattform. 

Im Moment findet das alles noch auf der Ebene von Ideen und Gesprächen statt, aber 
ich glaube, dass das der erfolgsversprechende Weg ist, statt zu glauben, dass irgend-
einer von uns gewinnt, indem er den anderen massiv in die Schranken weist oder ir-
gendwie versucht, kaputtzumachen oder schlechter im Angebot zu machen. 
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Vorsitzende Christina Osei: Frau Dr. Vernau hat im Vorfeld gesagt, dass sie unge-
fähr eine Stunde Zeit hat. Deswegen würde ich die nächsten beiden in der Runde bit-
ten – ich sage es einmal so –: In der Kürze liegt die Würze. 

(Tim Achtermeyer [GRÜNE]: Ich habe nicht das Gefühl, dass das an 
den Fragen lag!) 

– Nein, alles gut. Ich wollte es nur sagen. Es ist 13:23 Uhr. Die Stunde ist bald vorbei. 

Tim Achtermeyer (GRÜNE): Frau Dr. Vernau, es ist schön, dass Sie da sind. Ich 
bedanke mich für den Vortrag. 

Ich könnte anekdotische Dinge sagen, bei denen man aus meiner Sicht noch ein biss-
chen schauen könnte. Ich nenne einmal als Beispiel: Wenn ich das Privileg habe, hier 
einen O-Ton geben zu dürfen, für das Fernsehen wohlgemerkt, dann kommt von Sat.1 
NRW oder RTL NRW immer eine Person und vom WDR nicht, anders als bei den 
Lokalstationen. Da ist es immer wieder so. Da könnte man vielleicht schauen, aber ich 
will jetzt nicht ins Anekdotische gehen. 

Worauf ich hinaus wollte, ist eigentlich, dass man bei aller Selbstkritik nicht abgleiten 
darf zu: „Wir sind der WDR. Entschuldigung, dass wir da sind“. Ich finde es gut, dass 
es den WDR gibt. Ich glaube, wenn man die Menschen fragt, nicht wie sie grundsätz-
lich zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk stehen, sondern wie sie zu ihrer Lokalzeit 
oder zu ihrer Radiowelle stehen, die sie beim Autofahren hören, dann wird die Zustim-
mung sehr hoch sein. 

Sie haben gerade gesagt, dass die Relevanz abnimmt. Ich muss sagen: Wer es in 
dieser extrem vielfältigen Medienlandschaft schafft, jeden Tag zwei Drittel der Bevöl-
kerung zu erreichen, hat eine unglaublich hohe Relevanz. Manchmal würde ich mir 
sogar wünschen, dass der WDR mit breiteren Schultern durch die Gegend geht, weil 
ein ganz schönes Pfund aufgebaut und jeden Tag wieder erarbeitet wird. 

Mich würden vor allem Ihre Erfahrungen in Gelsenkirchen interessieren. Welche Rück-
meldungen gab es? Was nehmen Sie aus diesem PopUp Studio für Ihre alltägliche 
Arbeit mit. Was waren Ihre Key Learnings? 

Volkan Baran (SPD): Frau Vernau, vielen Dank. Vieles wurde gesagt, aber noch nicht 
von mir. Ich würde gerne eines verstehen: Sie haben gerade erwähnt, dass Sie die 
Newsrooms und die Lokalredaktionen zusammenfassen wollen; mit einer verantwort-
lichen Person, die dann entscheidet. Ich habe es so verstanden, dass das keine Aus-
wirkungen auf die Lokalredaktionen vor Ort hat. Vielmehr betreffen die Flächeneinspa-
rungen hauptsächlich zentrale Bereiche wie die Produktionsstätten. Oder sollen auch 
die Lokalstudios reduziert werden? Das wäre meine Frage. 

Dr. Katrin Vernau (Westdeutscher Rundfunk Köln): Ganz klar werden wir unsere re-
gionalen Standorte nicht reduzieren. Wir werden sie aber auch nicht ausbauen, son-
dern Menschen in der Region, also das Reporternetzwerk, ausbauen; so viel zu Herrn 
Baran. 
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Herr Achtermeyer, ich hoffe nicht, dass ich hier wenig selbstbewusst rübergekommen 
bin. Ich sehe auch, dass wir noch eine große Relevanz haben, aber es braucht un-
heimlich viel mehr Anstrengung, als es früher gebraucht hat, damit diese Relevanz 
erhalten bleibt. Als ich im WDR angefangen habe, haben 80 % der Menschen in Nord-
rhein-Westfalen gesagt, der WDR sei für sie ein Stück Heimat. Mittlerweile sind es nur 
noch 70 %. Das heißt: Das Niveau zu halten oder dort wieder hinzukommen, wo wir 
2015 noch waren, ist das, worum wir kämpfen und was ganz schön viel Kraft erfordert. 

Es mangelt uns aber nicht an Selbstbewusstsein und auch nicht an einer gewissen – 
ich sage mal – Siegesgewissheit. Ich denke schon, dass es sich lohnt, zu kämpfen, 
sonst wäre ich nicht da; das wäre verschwendete Lebensenergie. Es ist total klar, dass 
wir eine gute Chance und eine gute Ausgangssituation haben, gerade weil ich – das 
habe ich vorhin gesagt – den Eindruck habe, dass wir sowohl die Bevölkerung als auch 
die Breite der Politik noch hinter uns haben. Wir müssen daran arbeiten, dass es so 
bleibt. 

Eine Frage war, was wir in Gelsenkirchen gelernt haben. Als ich persönlich vor Ort war 
kam die Maus zu Besuch, und wir hatten ratzfatz 40 Kinder mit ihren Eltern im Studio 
und. Es war unglaublich, zu sehen, wie sie zieht. Es war einfach ein schönes Erlebnis, 
zu merken: Sie ist bekannt und schafft es, Kinderherzen zu erobern, Kinder zu mobili-
sieren und sie dafür zu erschließen, etwas lernen. Das klappt noch. Dort waren natür-
lich alle Arten von Menschen aus, ich denke, sehr unterschiedlichen Schichten. Viel-
leicht kannte nicht unbedingt jeder von vornherein die Maus, aber sie war auf jeden 
Fall sympathisch, als sie an der Tür stand, sodass alle Kinder, vielleicht auch die, die 
sie noch gar nicht kannten, reingekommen sind. 

Ich habe mit einzelnen Bürgern gesprochen. Mir wurde das deutlich, was Sie gerade 
schon gesagt haben: Jeder hat sein Lieblingsprogrammangebot und möchte das nicht 
missen. Die einen hören eher Radio, die anderen lieben die Lokalzeit usw. Es gibt aber 
so eine gewisse Generalkritik. Wir hatten auch ein Stadtgespräch im PopUp Studio. Ich 
weiß nicht ob Sie sich das angehört haben. Darin wurde durchaus sehr offen und sehr 
klar Kritik am öffentlich-rechtlichen Rundfunk geäußert. Diese Kritik kennen Sie alle – 
deshalb haben Sie das Gesetz so gemacht, wie sie es gemacht haben –: Man hat 
manchmal den Eindruck, dass wir nicht wirtschaftlich genug oder intransparent sind. 

Das ist eigentlich das gleiche Phänomen, glaube ich, das auch Sie als Politiker erle-
ben. Die Glaubwürdigkeitswerte der Politik sind nicht unbedingt immer erfreulich und 
sogar schlechter als die des öffentlich-rechtlichen Rundfunks; das muss man einfach 
sagen. Wenn die Menschen aber die einzelnen Politiker erleben, dann sehen sie das 
plötzlich ganz anders. Wenn man fragen würde: „Wollt ihr, dass alles abgeschafft wird“, 
dann würden sie sagen: Auf gar keinen Fall. Der Herr Sowieso kümmert sich wunder-
bar um meine Anliegen. – Ein bisschen so ist es auch beim öffentlich-rechtlichen Rund-
funk. Das war das, was ich dort erfahren habe. Im direkten Gespräch war das eigent-
lich eine konstruktive und gut gemeinte Kritik, die wir ernst nehmen 

Vorsitzende Christina Osei: Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Ich bedanke 
mich bei Ihnen ganz herzlich. Es ist schön, dass Sie unsere Einladung angenommen 
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haben und heute mit uns ins Gespräch gekommen sind. Ich wünsche Ihnen eine gute 
Rückreise. Bis zum nächsten Mal. 

Dr. Katrin Vernau (Westdeutscher Rundfunk Köln): Ich bedanke mich auch und kom-
me jederzeit gern wieder, wenn Sie mich einladen. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN und der FDP) 

Vorsitzende Christina Osei: Ich möchte Ihnen kurz mitteilen, dass sich in unserer 
Tagesordnung wieder etwas geändert hat. Herr Minister Liminski wird sich deutlich 
verspäten. Wir machen jetzt erst einmal so weiter, wie besprochen. Wir werden jetzt 
den Tagesordnungspunkt 2, dann den Tagesordnungspunkt 6 aufrufen und danach 
kurz unterbrechen. Wir werden dann schauen, wie die Verkehrsverhältnisse sind, und 
machen unter Umständen zuerst mit dem Kulturteil weiter, bis Herr Liminski im Aus-
schuss ist. 
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2 Schutz durch klare Regeln – Sichere soziale Medien jetzt 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/18065 

In Verbindung mit: 

 Kinder- und Jugendschutz im digitalen Raum – Soziale Medien sicher und 
altersgerecht gestalten 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/18100 

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/18065 an den Aus-
schuss für Kultur und Medien – federführend –, an den Ausschuss 
für Familie, Kinder und Jugend sowie an den Ausschuss für Schule 
und Bildung am 18.03.2026) 

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/18100 an den Aus-
schuss für Kultur und Medien – federführend –, an den Ausschuss 
für Familie, Kinder und Jugend sowie an den Ausschuss für Schule 
und Bildung am 18.03.2026) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag Rodion Bakums (SPD), 
eine Anhörung durchzuführen, und kommt überein, über das 
weitere Verfahren im Rahmen einer Obleuterunde zu beraten. 
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3 Gesetz zur Änderung des Archivgesetzes NRW und des Kulturgesetzbuches 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18113 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Kultur 
und Medien – federführend – sowie an den Innenausschuss am 
18.03.2026) 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, eine Anhörung durch-
zuführen. 

(Unterbrechung von 14:34 Uhr bis 14:46 Uhr – Es folgt eine Obleute-
runde.) 
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4 Digitale Gewalt und Deep Fakes im Netz – Aktuelle Entwicklungen und Po-

sition der Landesregierung zur Klarnamenpflicht (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [siehe Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4965 

Die in dem Bericht der Landesregierung fehlenden Zahlen, aktuellen Lagebestimmun-
gen und Beschreibungen von Entwicklungen irritierten seine Fraktion, leitet Rodion 
Bakum (SPD) ein. Um sich ein belastbares Bild machen zu können, beantrage er des-
halb eine Anhörung in Präsenz. 

Minister Liminski möge über seinen Hinweis in dem Bericht zu der Notwendigkeit einer 
differenzierten Bewertung hinaus konkret Stellung dazu beziehen, ob er im Gegensatz 
zu Bundeskanzler Merz die Einführung einer Klarnamenpflicht befürworte. Außerdem 
bitte er um Beantwortung der Frage, ob und – wenn ja – welche Unterschiede zwischen 
Meta, X, Telegram und den anderen sozialen Netzwerken bzw. Messenger-Diensten 
vor dem Hintergrund der genannten Defizite bei der Zusammenarbeit zwischen Medi-
enaufsichtsbehörden und Plattformbetreibern erkennbar seien. Des Weiteren interes-
siere ihn, welche präventiven Maßnahmen gegen digitale Gewalt die Landesregierung 
ergriffen habe bzw. plane, zu ergreifen. In ihrem Bericht bleibe sie nämlich unkonkret. 

Richtigerweise habe die SPD-Fraktion digitale Gewalt als ein über den anscheinend 
vielschichtig gelagerten Einzelfall um die Schauspielerin und Moderatorin Collien 
Fernandes, ehemals Ulmen, hinausgehendes ernstzunehmendes Problem beschrieben, 
hebt Minister Nathanael Liminski (MBEIM) hervor. Die Befassung der Landesregie-
rung mit diesem Thema gründe sich also nicht allein darauf, sondern reiche deutlich 
weiter zurück. Sie habe sich bereits in der Vergangenheit öffentlich dazu positioniert. 

Er selbst habe an Veranstaltungen zu diesem Thema sowohl teilgenommen als auch 
mitgewirkt, unter anderem mit dem Arzt und Kabarettisten Dr. Eckart von Hirschhau-
sen, der selbst ein Opfer digitaler Gewalt geworden sei und aus der Zivilgesellschaft 
heraus Aufmerksamkeit schaffe. Anträge im Bundesrat unter anderem aus Bayern zur 
Bekämpfung dieses Phänomens hätten zudem die Unterstützung Nordrhein-Westfa-
lens gefunden. 

Leider weise digitale Gewalt, zu der Deepfakes als besonders bösartige und persona-
lisierte Spielart zählten, ein erhebliches negatives Potenzial auf. Es führe bei den Kon-
sumentinnen und Konsumenten digitaler Inhalte zu einem erheblichen Misstrauen und 
dem Gefühl, ständig mit Unwahrheiten konfrontiert zu werden. Die Landesregierung 
bemühe sich, dieser Entwicklung auf vielen Ebenen entgegenzuwirken. Bei der Durch-
setzung von Regulierungsansätzen gelte es, so entschlossen wie auf anderen Feldern 
vorzugehen und einen ganzheitlichen Ansatz zu verfolgen, bestehend aus Prävention, 
Medienkompetenzförderung und Unterstützungsangeboten für Betroffene. 

Im Bereich der Medien und artverwandter Themen greife die Landesregierung dazu 
stets auf Träger außerhalb der Staatskanzlei wie etwa die Landesmedienanstalt (LMA) 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 24 - APr 18/1189 

Ausschuss für Kultur und Medien  16.04.2026 
59. Sitzung (öffentlich) sv 
 
 
zurück, die einerseits einen offiziellen Charakter aufweise, deren Unabhängigkeit an-
dererseits aber nicht infrage stehe. Ungleich schwieriger wäre es, Betroffene dazu zu 
bewegen, sich direkt bei der Staatskanzlei zu melden. Auch hinsichtlich der konse-
quenten Rechtsdurchsetzung setze die Landesregierung sehr stark auf die LMA. 

Eine hohe Relevanz messe er nicht zuletzt der Zusammenarbeit mit den Plattformbe-
treibern bei, die für die von ihnen angebotenen Produkte und deren Folgeerscheinun-
gen in die Pflicht genommen werden müssten. Dabei spiele es keine Rolle, dass es 
sich um digitale Erzeugnisse handele, da diese genauso wie Waren in der analogen 
Welt eine spürbare Wirkung entfalteten. Einer Weiterentwicklung entsprechender Re-
gulierungen auch auf europäischer Ebene sei unbedingt zu befürworten. Die Landes-
regierung habe bereits entsprechende Vorschläge eingebracht. 

Er befürworte es, das Dunkelfeld bei der statistischen Erfassung digitaler Gewalt auf-
zuhellen, was allerdings ein entsprechendes Meldeverhalten voraussetze. Ähnlich ver-
halte es sich im Kontext zu Cybersicherheit. Allerdings schreckten Opfer aufgrund von 
Scham und einer empfundenen Tabuisierung oft davor zurück, behördliche Hilfe in 
Anspruch zu nehmen, wodurch die Erstellung von Statistiken und Lagebildern er-
schwert werde. Dennoch werde die Koalition ihre Bemühungen fortsetzen und die be-
antragte Anhörung dazu nutzen, mit den geladenen Experten mögliche Lösungswege 
zur Generierung belastbarer Daten zu ergründen. 

Die Auseinandersetzung mit der Klarnamenpflicht müsse insbesondere im Medienbe-
reich, nämlich an einer Schnittstelle zwischen rechtlichen, gesellschaftlichen und wei-
teren Fragestellungen, sehr umsichtig erfolgen. Er selbst hege eine große Sympathie 
für eine solche Forderung, könne jedoch auch die Zurückhaltung von Vertretern vul-
nerabler Gruppen nachvollziehen. Letztlich müsse abgewogen werden zwischen den 
Folgen von Anonymität, die Hass und Hetze nach sich ziehen könne, und denkbaren 
Einschränkungen der Ausdrucksmöglichkeiten von bestimmten Gruppen im Falle einer 
Einführung der Klarnamenpflicht. Es handele sich hierbei also um einen klassischen 
Interessenausgleich.  

Er bitte in diesem Zusammenhang um Verständnis dafür, dass die Landesregierung 
die im Bericht enthaltene Formulierung, es müsse eine differenzierte Bewertung der 
Klarnamenpflicht vorgenommen werden, gewählt habe. Bei einem medienpolitischen 
Thema wie diesem erachte er es als ratsam, fernab von parteipolitischen Gegensätzen 
eine Lösung zu finden, die von einem möglichst breiten gesellschaftlichen Konsens 
getragen werde. Andernfalls bestehe die Gefahr, auf Unverständnis zu stoßen, wie es 
in der Vergangenheit im Zuge anderer Debatten bereits geschehen sei. 

Thomas Nückel (FDP) möchte wissen, ob eine Übersicht zu Opfern digitaler Gewalt 
eventuell aufseiten des Justizministeriums existiere. Diejenigen, die sich zur Wehr 
setzten, müssten schließlich eine Strafanzeige erstatten, womit eine Tat aktenkundig 
werde. 

Eine solche Übersicht gebe es offensichtlich nicht, denn andernfalls hätte sie die Land-
desregierung im Rahmen ihrer Abfrage zur Verfügung gestellt, entgegnet Minister 
Nathanael Liminski (MBEIM). Nichtsdestotrotz bestehe seitens der Landesregierung 
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die Bereitschaft, eine entsprechende Datengrundlage zu schaffen. Nur müsse man 
sich der Tatsache bewusst sein, dass jede weitere Kategorie im Zuge der Erfassung 
solcher Daten bei den Staatsanwaltschaften und weiteren Institutionen unweigerlich 
zu einem Mehraufwand führen werde. Wenn die Politik das Thema ernst nehme und 
ein Gesamtbild von dem Umfang des Phänomens erhalten wolle, müsse sie dies aber 
in Kauf nehmen. 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag Rodion Bakums (SPD), 
eine Anhörung durchzuführen, und kommt überein, über das 
weitere Verfahren im Rahmen einer Obleuterunde zu beraten. 
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5 NRW ist nur noch Gamesland Nummer zwei – Stand der Förderungen für 

Games und E-Sport (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4964 

Minister Liminski bitte er um Auskunft darüber, wie die Landesregierung die Verdrän-
gung Nordrhein-Westfalens von der Spitzenposition als Gamesland durch Bayern, so 
das Ergebnis einer Umfrage der Spieleindustrie, beurteile und welche Strategie sie 
verfolge, um im bundesweiten Vergleich wieder auf den ersten Platz zu gelangen, so 
Rodion Bakum (SPD). Darauf sei der Minister in seinem Bericht nicht eingegangen. 
Zudem wolle er wissen, wie sich die Landesregierung bezüglich einer steuerbasierten 
Förderung für Games in Form einer Steuergutschrift auf der Bundesebene positioniere 
und ob sie die mehrere Jahre zurückliegende Förderung für Trainerlizenzen erneut 
aufzulegen gedenke. Insgesamt liege die Förderung der Branche in diesem Jahr um 
100.000 Euro unter dem Niveau des Vorjahres. 

Bei der von seinem Vorredner angeführten Umfrage müsse man berücksichtigen, dass 
es sich nicht um eine quantitative, sondern um eine qualitative Erhebung handele, 
schildert Minister Nathanael Liminski (MBEIM). Wahrscheinlich wäre es aus Sicht 
des Branchenverbandes langweilig, wenn Platz eins immer nur von demselben Land 
belegt würde. Platz zwei bedeute eingedenk insgesamt 16 Bundesländern nach wie 
vor eine sehr gute Position, wenngleich sich Nordrhein-Westfalen nicht mit dieser Plat-
zierung zufriedengeben dürfe. Das Land biete insgesamt ein attraktives Umfeld für die 
Gamingindustrie. 

Die Gründe für die nicht weiter gesteigerte Förderkulisse habe er bereits im Rahmen 
der Haushaltseinbringung genannt. Wenn in zum Teil sensiblen Haushaltsbereichen 
angesichts der schwierigen Finanzsituation des Landes gespart werden müsse, dann 
wäre es unter Fairnessgesichtspunkten ein falsches Signal gewesen, gleichzeitig För-
dermittel für die Spielebranche disproportional zu erhöhen. Die Koalition würde ihr da-
mit keinen guten Dienst erweisen. Teile der Gesellschaft stünden einer solchen Unter-
stützung ohnehin skeptisch gegenüber.  

Für ungleich wichtiger erachte er eine langfristig konstante Förderung. In der Vergan-
genheit sei sie vor allem auf Bundesebene durch starke Schwankungen geprägt ge-
wesen. Auf Landesebene setze er sich daher für stabile Rahmenbedingungen ein, auf 
die sich die Branche verlassen könne. Im Hinblick auf die Trainerlizenzen liege ein 
entsprechender Förderantrag vor, weshalb er bei Erfüllung der entsprechenden Vo-
raussetzungen von einer Wiederaufnahme der Förderung ausgehe, ohne gegenwärtig 
im AKM eine verbindliche Zusage geben zu können. 

Sowohl auf Landes- als auch auf Bundesebene habe die Politik in jüngster Vergangen-
heit viel für den E-Sport erreichen können, auch unter Mithilfe von Bundesfinanzminister 
Lars Klingbeil (SPD). Von Nordrhein-Westfalen aus sei zuletzt bei einem erfolgreichen 
Event in Köln parteiübergreifend viel Druck aufgebaut worden. Für die Bundesregierung 
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habe es sich lange Zeit als äußert schwierig erwiesen, eine Regelung zu treffen, was 
mittlerweile gelungen sei. 

Bekanntermaßen wünsche sich das Land Bayern nichts sehnlicher, als irgendwann 
einmal Heimat der Gamescom zu sein. Doch Nordrhein-Westfalen werde die Compu-
terspielmesse für weitere Jahre beherbergen und erfülle in diesem Zusammenhang 
sämtliche getätigte Zusagen. Eine Erneuerung des Vertrags zwischen dem Verband 
der deutschen Games-Branche und Koelnmesse sei vorgesehen. In diesem Jahr er-
warte man wieder viele Besucherinnen und Besucher aus aller Welt sowie Vertreter 
der Bundesregierung. Substanziell lasse sich also eine positive Bilanz ziehen. 

Rodion Bakum (SPD) erinnert an seine Frage zum Thema „Steuergutschrift“. 

Die nordrhein-westfälische Landesregierung habe sehr früh eine Unterstützung dieses 
Vorhabens signalisiert und gehöre zu den Landesregierungen, die das Thema sowohl 
im Bereich „Film“ als auch im Bereich „Games“ vorantrieben, entgegnet Minister 
Nathanael Liminski (MBEIM). Allerdings herrsche innerhalb der Gruppe der Steuer-
abteilungsleiter demgegenüber eine große Skepsis, weshalb er einen Probebetrieb in-
nerhalb der beiden genannten Bereiche befürworte. Bis dato sei ein solcher Paradig-
menwechsel in der Steuerpolitik nach US-amerikanischen Vorbild lediglich bei der For-
schungsförderung erfolgt. 

Die Bereiche „Film“ und „Games“ eigneten sich deshalb besonders gut dafür, da es 
sich zum einen um ein überschaubares Steueraufkommen handele und das Risiko für 
den Staat kalkulierbar sei. Zum anderen unterlägen beide Branchen sehr stark dem 
internationalen Wettbewerb und der Dynamik im Medienbereich. Letztlich müsse es 
zu einem Schulterschluss zwischen dem Bundesforschungsministerium und dem Bun-
desfinanzministerium kommen. 

Er hoffe auf einen Durchbruch bis zum Beginn der Gamescom – Bundesforschungs-
ministerin Dorothee Bär (CDU) und Bundesfinanzminister Lars Klingbeil (SPD) hätten 
ihren Besuch angekündigt –, denn die Besucherinnen und Besucher sowie Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Messe seien dem alljährlich wiederkehrenden Thema 
„Förderung“ mittlerweile überdrüssig. Wenn erst einmal ein Förderdesign bzw. gleiche 
Wettbewerbsbedingungen feststünden, könne sich die Politik verstärkt anderen Fra-
gen widmen. 
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6 Verschiedenes (Medien/Kultur) 

– Vorlage 18/4828 – Zuordnung einer Übertragungskapazität für Rundfunk (Minden) 
– Vorlage 18/4859 – Zuordnung einer Übertragungskapazität für Rundfunk (Lübbecke) 
– Information 18/206 – 25. Bericht der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs 

der Rundfunkanstalten 

Der Ausschuss nimmt die Vorlagen 18/4828 und 18/4859 sowie 
die Information 18/206 zur Kenntnis. 
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7 Aktueller Sachstand Honoraruntergrenzen (Bericht auf Wunsch der Landes-

regierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4970 

Ministerin Ina Brandes (MKW) berichtet: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich muss mich einmal entschuldigen, 
dass ich so spät dran bin. Ich hatte den israelischen Botschafter Ron Prosor und 
den Ministerpräsidenten zu Besuch bei unserem Projekt „HOLO-VOICES“ auf Zoll-
verein. Anschließend bin ich dem nordrhein-westfälischen Verkehr zum Opfer ge-
fallen. Ich will an dieser Stelle einmal eine herzliche Einladung an den Ausschuss 
aussprechen, „HOLO-VOICES“ zu besuchen. Es ist wirklich ein sehr eindrucksvol-
les Erlebnis. Wir haben heute zum ersten Mal ein weiteres Hologramm gesehen. 
Ich bin noch ganz berührt von dem, was wir da erlebt haben. Ich würde mich sehr 
freuen, wenn sich der Ausschuss das Projekt einmal ansehen würde. 

Jetzt aber zum Tagesordnungspunkt und zur Einführung der Honoraruntergrenzen: 
Sie wissen, dass die faire Bezahlung von Künstlerinnen und Künstlern ein zentrales 
Anliegen der Landesregierung ist. Ich glaube, dies teilen viele hier im Raum. Kunst 
und Kultur sind unverzichtbar für unsere Gesellschaft. Deshalb verdienen diejeni-
gen, die sie schaffen, verlässliche und angemessene Arbeitsbedingungen. 

Seit dem 1. Januar 2026 gelten in NRW verbindliche Honoraruntergrenzen für frei-
schaffende Künstlerinnen und Künstler, und zwar in allen Sparten. Diese Regelung 
greift immer dann, wenn das Land auch nur mit einem Cent an der Förderung be-
teiligt ist. Wir gehen damit konsequent und bundesweit einen einmaligen Weg. Wir 
sind das erste Flächenland, das die faire Bezahlung von Kunstschaffenden so um-
fassend umsetzt. 

Uns ist natürlich bewusst, dass diese Verbesserung auch Herausforderungen mit 
sich bringt. Deswegen unterstützen wir bewusst die Veranstalter. In diesem und auf 
jeden Fall im kommenden Jahr stellen wir jeweils rund 3 Millionen Euro zusätzlich 
bereit, um die so entstehenden Mehrkosten abzufedern. Unser Ziel ist natürlich klar: 
Das kulturelle Angebot, die Zahl der geförderten Projekte, soll stabil bleiben. Trotz 
höherer Honorare sollen Vielfalt und Qualität der Kulturlandschaft gesichert werden. 
Mit dieser Unterstützung stärken wir insbesondere die freie Szene, die mit ihrer Ar-
beit ein Motor für Innovation, Kreativität und gesellschaftlichen Dialog ist. 

Die Einführung der Honoraruntergrenzen wurde sehr sorgfältig vorbereitet, mit ei-
nem großen Aufwand und viel Fachexpertise betrieben. Auch die Ermittlung des 
finanziellen Mehrbedarfs, den Sie im Bericht dargestellt sehen, war ein besonderer 
Aufwand. Ich will mich in diesem Zusammenhang beim Kulturrat sehr herzlich be-
danken, weil ich weiß, dass dort viel Gehirnschmalz hineingeflossen ist. Wir haben 
mehrfach zusammengesessen. Es war keine einfache Aufgabe, aber ich glaube, 
am Ende wurde es sehr gut gelöst. 
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Ich möchte mich gerne auch bei meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der 
Kulturabteilung ganz herzlich bedanken, weil ich weiß, dass es ein sehr großer Auf-
wand war, der sich aber sehr gelohnt hat. Wir haben in diesem Prozess ein sehr 
gutes Ergebnis erzielt.  

Die notwendigen Anpassungen bewegen sich je nach Sparte zwischen 10 % und 
25 %. Das wurde in einem sehr transparenten Prozess ermittelt, sodass wir den 
Rahmenbedingungen in den einzelnen Sparten gerecht werden. Die neuen Rege-
lungen werden im Vierjahresrhythmus evaluiert. Wir wollen sicherstellen, dass sie 
angemessen und praxistauglich sind. 

Ich will an dieser Stelle sagen: Zwischen der Verabschiedung der Honorarmatrix 
und der tatsächlichen Einführung der Honoraruntergrenzen wurde noch eine ganze 
Reihe von Änderungswünschen an uns herangetragen. Wir haben einzelne, klei-
nere Dinge umgesetzt, die aus unserer Perspektive nicht dem Geist und dem Ge-
danken der Kommission widersprachen. Wir haben aber eine ganze Reihe anderer 
Dinge zurückgestellt, weil wir mit einem großen Aufwand mit dieser Kommission ein 
Konzept entwickelt haben. Das können wir unterwegs nicht über den Haufen wer-
fen, sondern wir führen es jetzt ein. Wir probieren es einige Jahre aus. Wenn sich 
bestimmte Dinge als nicht praxistauglich herausstellen oder sich offensichtliche Ver-
besserungen ergeben, dann werden wir diese natürlich gerne aufnehmen. 

Das ist ein atmendes System. Wir sind damit jetzt nicht – in Anführungsstrichen – 
fertig, sondern es sind noch Dinge zu tun. Diese wollen wir im Laufe der nächsten 
Jahre gerne miteinander umsetzen; deswegen ganz herzlichen Dank an alle, die 
dazu etwas beigetragen haben. Es war eine große Aufgabe, aber es war auch eine 
wichtige Aufgabe, die wir jetzt zu einem guten Abschluss gebracht haben. – Vielen 
Dank.  

Yvonne Gebauer (FDP) möchte wissen, warum die Filmkultur bei der Einführung der 
Honoraruntergrenzen keine Berücksichtigung gefunden habe. 

In Anbetracht der Bedeutsamkeit einer angemessenen Bezahlung von Künstlerinnen 
und Künstlerin danke er Ministerin Brandes für die geleistete Arbeit, so Andreas Bialas 
(SPD). Ein mögliches Spannungsverhältnis der Honoraruntergrenzen, die seine Frak-
tion in vollem Umfang befürworte, zum kulturellen Angebot habe durch die Gegenfi-
nanzierung ein Stück weit aufgelöst werden können. 

Eine Evaluation der Effekte der Einführung der Honoraruntergrenzen begrüße er. Da-
rin sollten nicht nur Kinder- und Jugendtheater als feste Einrichtungen erfasst werden – 
diese seien in der in dem Bericht der Landesregierung enthaltenen Übersicht vorhan-
den –, sondern auch freie Theater und Häuser der freien und darstellende Künste, die 
oftmals unter prekären Finanzierungen litten. Darüber hinaus gelte es, im Rahmen der 
von der Landesregierung angekündigten Evaluation zu prüfen, inwieweit man auch 
den Probenbetrieb und weitere Tätigkeiten in die Honorarmatrix aufnehmen könne. 
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Sie wolle die Landesregierung ausdrücklich für die Umsetzung dieser neuen Regelung 
zum Jahresbeginn loben und allen Beteiligten danken, teilt Heike Wermer (CDU) mit. 
Den Wortbeiträgen ihrer Vorrednerin und ihres Vorredners entnehme sie eine grund-
sätzlich gleiche Sichtweise bezüglich des hohen Stellenwerts dieses Schritts. Anhand 
der zur Verfügung gestellten Übersicht lasse sich die Abdeckung der einzelnen Spar-
ten nachvollziehen. Ebenso positiv bewerte sie die Ankündigung von Ministerin Bran-
des, eine Evaluation durchzuführen und die Regelungen auf Basis noch zu gewinnen-
der Erkenntnisse im Laufe des Jahres gegebenenfalls nachzuschärfen. 

Die Einbeziehung des Filmbereichs in die Honorarmatrix sei zu Beginn des Prozesses 
kontrovers diskutiert worden, berichtet Ministerin Ina Brandes (MKW). Sie selbst 
habe an diesen Debatten nicht teilgenommen. Letztlich habe sich die Kommission mit 
dem Argument, dass die Filmsparte nicht derselben Logik wie die anderen Sparten 
unterliege, gegen eine solche Berücksichtigung in einem ersten Schritt entschieden. 

Zur Überarbeitungsfähigkeit des vorgelegten Konzeptes – das betreffe unter anderem 
den von dem Abgeordneten Bialas vorgetragenen Punkt des Probenbetriebes – habe 
sie sich eingangs in ihrem Bericht bereits geäußert. Als sehr nachvollziehbar bewerte 
sie in diesem Kontext einen weiteren Bedarf. Die Kommission habe sich nämlich noch 
nicht eindeutig positioniert, wie mit Kunstwerken zu verfahren sei, die speziell für Aus-
stellungen im Bereich der bildenden Kunst geschaffen würden. Bis dato finde keine 
gesonderte Honorierung statt, obgleich das Ausstellungshonorar diese Leistung nicht 
in Gänze abbilde. 

Diese Sachlage sei dem Umstand geschuldet, dass man mit der Einführung der Ho-
noraruntergrenzen Neuland betreten und zum ersten Mal versucht habe, künstlerische 
Tätigkeit monetär zu bewerten. Aufgrund dessen halte sie es für angeraten, sich Ge-
danken zu machen, auf welche Weise das Gesamtkonzept überarbeitet werden könne, 
wenngleich sich eine Einzelfallgerechtigkeit nicht herstellen lasse. 
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8 Klarheit für die Freien Darstellenden Künste in NRW (Bericht beantragt von 

der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

In Verbindung mit: 

 Ausbau der Konzeptions-, Festival- und Gastspielförderung für die Freie 
Szene in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4827 

Ministerin Ina Brandes (MKW) berichtet: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben in dem schriftlichen Bericht 
von Februar schon mitgeteilt, dass wir die 300.000 Euro, die wir aus der Spitzen- 
und Exzellenzförderung übrighatten, umverteilt haben, zum einen insgesamt 
200.000 Euro in die Konzeptionsförderung Theater, womit wir für drei Jahre Pla-
nungssicherheit für fünf weitere Ensembles schaffen konnten. Das geht in einem 
relativ einfachen Nachrückverfahren. Zum anderen werden die verbleibenden 
100.000 Euro, wie beschrieben, Theaterfestivals der Freien Szene und der Gast-
spielförderung zugutekommen. 

Was sich seit dem Bericht noch getan hat, ist, dass alle Gruppen bis Ende dieses 
Monats ihre Zuwendungsbescheide erhalten haben werden, womit wir denjenigen, 
die davon profitieren, die entsprechende Planungssicherheit geben wollen. Das 
wollte ich noch nachtragen. – Vielen Dank. 

Einerseits sei bei der Förderung der Freien Kunstszene die Verlässlichkeit der Mittel-
bereitstellung ausschlaggebend, um den jeweiligen Ensembles eine Planungssicher-
heit zu geben, führt Andreas Bialas (SPD) aus. Andererseits gehe es auch um die 
Struktur. Die reduzierten Mittel im Bereich der Spitzen- und Exzellenzförderung – diese 
entspreche in ihrem Ursprung der Form einer Pyramide – habe die Landesregierung 
durch die Konzeptionsförderung aufgefangen. Ihn interessiere nun, ob die originäre 
Systematik bei der Spitzen- und Exzellenzförderung durch einen entsprechenden Auf-
wuchs wiederhergestellt werden oder ob die Konzeptionsförderung in der aktuellen 
Breite bestehen bleiben solle.  

Die Landesregierung wolle die Fördersystematik in ihrer bisherigen Struktur erhalten 
und zukünftig wieder aufwachsen lassen, erwidert Ministerin Ina Brandes (MKW). 
Zum Zeitpunkt der Haushaltskonsolidierung im Frühjahr letzten Jahres habe sich das 
Land in einer finanziellen Situation befunden, in der Förderentscheidungen für mehrere 
Jahre unverantwortlich gewesen wären. Im Gegensatz zu damals bestehe heute an-
gesichts bereits bewilligter Mittel die Möglichkeit einer Synchronisierung der Pro-
gramme – diese starteten zu Jahresbeginn – mit dem laufenden Haushaltsjahr. Dem-
nach müssten keine Entscheidungen für Folgejahre getroffen werden. Man werde in 
Zukunft also wieder die zur Rede stehende Systematik anwenden können. 
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9 Erwerb der Nutzungsrechte an Beuys-Werken im Sammlungs- und Archiv-

bestand der Stiftung Museum Schloss Moyland (Bericht auf Wunsch der Lan-
desregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4968 

Der Umgang mit Schloss Moyland zeuge von einer stringenten und gelungenen Kultur-
politik des Landes Nordrhein-Westfalen im suburbanen Bereich, in dem nach wie vor mehr 
Menschen als im urbanen Bereich lebten, schildert Dr. Günther Bergmann (CDU). 

Die Stiftung habe mit strukturellen, personellen und baulichen Problemen zu kämpfen 
gehabt, bevor die Landesregierung in den vergangenen Jahren aktiv geworden sei. 
Mittlerweile habe dank intensiver Bemühungen eine Kehrtwende auf sämtlichen Prob-
lemfeldern stattgefunden. Das Museum verfüge inzwischen über eine künstlerische 
Direktorin. Beim Posten des Verwaltungschefs bzw. der Verwaltungschefin sei ein glei-
tender Übergang gelungen. Dank des Engagements von Ministerin Brandes bestehe 
nun auch mehr Handlungsspielraum in Bezug auf die zuvor mit Einschränkungen ver-
bundene Vermarktungssituation des Schlosses. Zu einem Gelingen dieses mit viel 
Herzblut betriebenen Unterfangens habe auch die Erhöhung der institutionalisierten 
Förderung beigetragen. 

Es habe sich um ein herausforderndes und zeitintensives Projekt gehandelt, rekapitu-
liert Andreas Bialas (SPD). Umso dankbarer sei er für die Schaffung einer breiten 
öffentlichen Zugänglichkeit zu den Werken Joseph Beuys als einem nordrhein-westfä-
lischen Jahrhundertkünstler, auch wenn das Land dafür eine erhebliche Summe habe 
aufwenden müssen. Ein Scheitern aus finanziellen oder rechtlichen Gründen wäre zu 
bedauern gewesen. Beuys gebühre es nicht nur allein aufgrund seiner künstlerischen 
Ästhetik, im öffentlichen Bewusstsein zu bleiben, sondern auch aufgrund seiner kul-
turpolitischen Ansichten. 
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10 Aktueller Stand des Deutschen Fotoinstitutes (Bericht beantragt von der FDP-

Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4973 

– wird aus Zeitgründen nicht behandelt 
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11 Finanzierung und Auszahlung der Kultur-Schecks (Bericht beantragt von den 

Fraktionen von SPD und FDP [siehe Anlage 5] 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4969 

– wird aus Zeitgründen nicht behandelt 

gez. Christina Osei 
Vorsitzende 

5 Anlagen 
24.04.2026/28.04.2026 
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Schriftlicher Bericht der Landesregierung zum Thema „Digitale Gewalt und Deep Fakes im 

Netz – aktuelle Entwicklungen und Position der Landesregierung zur Klarnamenpflicht“ 

zur Sitzung des kommenden Ausschusses für Kultur und Medien 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

zur Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien am 16. April 2026 beantrage ich für die 

Fraktion der SPD einen Berichtspunkt mit dem Titel: „Digitale Gewalt und Deep Fakes im 

Netz – aktuelle Entwicklungen und Position der Landesregierung zur Klarnamenpflicht“.  

Im digitalen Raum haben sich verschiedene Formen von Gewalt etabliert, von denen insbe-

sondere schutzbedürftige Gruppen wie Frauen, Kinder und Jugendliche betroffen sind. Di-

gitale Gewalt umfasst verschiedene Erscheinungsformen wie Hassrede, Desinformation, 

Bedrohungen, Cyber-Stalking, Cyber-Grooming, Identitätsdiebstahl oder bildbasierte Ge-

walt wie Deep Fakes oder Rachepornos. Sie betrifft nicht nur Einzelne, sondern beeinträch-

tigt auch die digitale Öffentlichkeit als Ganzes: Die Zunahme digitaler Gewalt kann vul-

nerable Gruppen aus dem Netz verdrängen und damit auch die mediale Meinungsvielfalt 

einschränken.  

Vor diesem Hintergrund kommt der Medienpolitik eine zentrale Rolle zu: Neben Fragen der 

Strafverfolgung sind insbesondere die Plattformregulierung, die Zusammenarbeit mit Me-

dienaufsichtsbehörden, Medienkompetenz- und Medienliteralitätsförderung sowie prä-

ventive Maßnahmen zum Schutz digitaler Räume entscheidend. Aktuell werden verschie-

dene medienpolitische Instrumente im Umgang mit digitaler Gewalt diskutiert – neben ei-

ner Altersregulierung von sozialen Medien stehen auch Vorschläge wie die Einführung 
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einer Klarnamenpflicht im Netz im Raum. Im Februar 2026 forderte etwa Bundeskanzler 

Friedrich Merz auf dem Bundesparteitag der CDU eine Klarnamenpflicht im Netz.  

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der 

die folgenden Fragen beantwortet: 

1.1. Wie hat sich die Anzahl der Fälle digitaler Gewalt im Netz in Nordrhein-Westfalen 

seit dem Jahr 2020 entwickelt? (Bitte in einer zusätzlichen Tabelle nach Erschei-

nungsformen wie z.B. Cyber-Grooming, bildbasierte Gewalt wie Deep Fakes, Hass-

rede etc. aufschlüsseln.) 

2.2. Wie hoch schätzt die Landesregierung die Dunkelziffer der Fälle digitaler Gewalt im 

Netz in Nordrhein-Westfalen? 

3.3. Sind der Landesregierung Unternehmen in Nordrhein-Westfalen bekannt, die Web-

seiten oder Software für die Erstellung von Deep Fakes anbieten? 

4.4. Auf welchen Plattformen oder Messenger-Diensten treten Fälle digitaler Gewalt 

nach Kenntnis der Landesregierung besonders häufig auf? 

5.5. Gegenüber welchen Plattformen oder Messenger-Diensten bestehen aus Sicht der 

Landesregierung besondere Defizite in der Zusammenarbeit mit Medienaufsichts-

behörden oder bei der Umsetzung regulatorischer Anforderungen? 

6.6. Welche Maßnahmen setzt die Landesregierung derzeit um, um im Netz aktiv oder 

präventiv vor digitaler Gewalt zu schützen? 

7.7. Welche weiteren Maßnahmen plant die Landesregierung, um den Schutz vor digita-

ler Gewalt im Netz zu stärken? 

8.8. Inwieweit unterstützt die Landesregierung eine Klarnamenpflicht im Netz, wie sie 

z.B. CDU-Bundeskanzler Friedrich Merz fordert? 

Mit freundlichen Grüßen 

Rodion Bakum 
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Schriftlicher Bericht der Landesregierung zum Thema „NRW ist nur noch Gamesland 

Nummer Zwei – Stand der Förderungen für Games und E-Sport“ zur Sitzung des kommen-

den Ausschusses für Kultur und Medien 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

zur Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien am 16. April 2026 beantrage ich für die 

Fraktion der SPD einen Berichtspunkt mit dem Titel: „NRW ist nur noch Gamesland Num-

mer Zwei – Stand der Förderungen für Games und E-Sport“. 

Der aktuelle Jahresreport des game Verbands der deutschen Games-Branche zeigt eine Ver-

schiebung im bundesweiten Standortvergleich: NRW ist demnach nicht länger das Games-

land Nummer Eins, sondern wurde von Bayern überholt.1 In einer aktuellen Studie unter 

Games-Unternehmen halten 80 Prozent eine Länderförderung für wichtig bis sehr wichtig, 

allerdings sind nur 37 Prozent mit der jeweiligen Länderförderung zufrieden oder sehr zu-

frieden.2 Auch wenn NRW im Ländervergleich noch immer überdurchschnittlich investiert, 

besteht weiteres und erhebliches Potential. Ziel muss es sein, NRW wieder an die Spitze der 

Games-Standorte in Deutschland zu führen. 

Mit dem 1. Januar 2026 hat die Bundesregierung die Gemeinnützigkeit für E-Sport-Vereine 

ermöglicht. Allerdings zeigt sich auch im Bereich der E-Sport-Förderung, dass andere Bun-

desländer wie z.B. Schleswig-Holstein mit dem Betreiben eines landesweiten Zentrums für 

1 https://www.game.de/wp-content/uploads/2025/08/Jahresreport-der-deutschen-Games-Branche-2025.pdf
2 https://www.game.de/wp-content/uploads/2026/01/Die-Games-Branche-in-Deutschland-2025.pdf
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E-Sport zusätzliche Anstrengungen unternehmen, die Vereinsstrukturen des E-Sports in der 

Fläche zu fördern.  

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der 

die folgenden Fragen beantwortet: 

Bereich: Games-Branche 

1.1. Mit welchen Maßnahmen fördert die Landesregierung derzeit die Games-Branche in 

NRW? (Bitte sämtliche Förderprogramme und Fördernehmer einschließlich der jeweili-

gen Fördervolumina auflisten.) 

2.2. Wie hat sich die finanzielle Förderung der Games-Branche in NRW seit 2020 entwickelt? 

(Bitte jahresweise auflisten.) 

3.3. Welche Gründe sieht die Landesregierung dafür, dass NRW  im bundesweiten Vergleich 

hinter Bayern zurückgefallen ist und nicht mehr das Gamesland Nummer Eins ist? 

4.4. Welche Auswirkungen haben die Kürzungen bei der Film- und Medienstiftung NRW, die 

mit dem Haushalt 2026 beschlossen wurden, auf die Games-Förderung in NRW ? 

5.5. Mit welchen weiteren Maßnahmen plant die Landesregierung, die Games-Branche in 

NRW zu fördern? 

Bereich: E-Sport

6.6. Mit welchen Maßnahmen fördert die Landesregierung derzeit den E-Sport? (Bitte sämt-

liche Förderprogramme und Fördernehmer einschließlich der jeweiligen Fördervolu-

mina auflisten.) 

7.7. Wie hat sich die finanzielle Förderung des E-Sports in NRW seit 2020 entwickelt? (Bitte 

jahresweise auflisten.) 

8.8. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zur Entwicklung der Zahl gemeinnüt-

ziger E-Sport-Vereine in NRW seit dem 1. Januar 2026 vor? 

9.9. Mit welchen weiteren Maßnahmen plant die Landesregierung, den E-Sport in NRW zu 

fördern? 
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Mit freundlichen Grüßen 

Rodion Bakum 
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Landtag Nordrhein-Westfalen 
Referat I.A.2 / A12 

Für die Vielen, 
nicht die Wenigen. 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Ausschussvorsitzende Christina Osei MdL  

 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf  

06. Februar 2026 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zum Thema „Klarheit 

für die Freien Darstellenden Künste in NRW“ zur Sitzung des Ausschusses für 

Kultur und Medien am 26. Februar 2026. 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

zur Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien am 26. Februar 2026 bean-

trage ich für die Fraktion der SPD einen Berichtspunkt mit dem Titel: „Klarheit 

für die Freien Darstellenden Künste in NRW“.  

Als Ende Oktober 2025 verkündet wurde, dass dem Kulturhaushalt für 2026 statt 

Kürzungen zusätzliche Mittel zur Verfügung stehen würden, hätten gestrichene 

Plätze in der Spitzen- und Exzellenzförderung der freien Theater und der Spit-

zenförderung der freien Kinder- und Jugendtheater wiederhergestellt werden 

können. Trotz wiederholter Nachfrage aus der Freien Szene herrschte lange Un-

klarheit über die Zukunft dieser Förderungen.  

Am 4. Dezember 2025 bekräftigte Frau Kulturministerin Brandes im Kulturaus-

schuss des NRW-Landtags schließlich, dass die Kürzungen der genannten Förde-

rungen trotzdem bestehen blieben. Sie begründete dies wenig konkret mit ver-

waltungstechnischen Schwierigkeiten.  

Im Laufe des Januars 2026 hat die Landesregierung entschieden, einen Teil der 

durch die Kürzung freigewordenen Mittel mit anderen Förderungen der Freien 

Darstellenden Künste zukommen zu lassen.1 Diese Entscheidung ist ein positives 

Signal, stellt jedoch keine Rücknahme der Kürzungen in den genannten 

1 https://www.nrw-lfdk.de/index.php?article_id=929&clang=0 

Andreas Bialas MdL 

Kulturpolitischer Sprecher 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2696 

andreas.bialas@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 
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Förderungen dar. So fehlen im Vergleich zur vergangenen Förderperiode ein 

Platz in der Exzellenzförderung Theater, zwei Plätze in der Spitzenförderung 

Theater sowie zwei Plätze in der Spitzenförderung Kinder- und Jugendtheater. 

Dies entspricht einer jährlichen Fördersumme von insgesamt 420.000 Euro. 

Es bleibt unklar, warum die Ministerin trotz des deutlich gestiegenen Kul-

turetats an den Kürzungen für die freien Theater und Kinder- und Jugendtheater 

festgehalten hat. Der hier geschilderte Verlauf der politischen Entscheidungs-

findung hat in der Freien Szene zu erheblicher Verunsicherung geführt und wirft 

Fragen nach der Planungssicherheit für die Künstlerinnen und Künstler sowie 

nach einer transparenten Kommunikation der Landesregierung auf. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um einen schriftlichen Be-

richt, der die folgenden Fragen beantwortet:  

1. Was genau sind die verwaltungstechnischen Schwierigkeiten für die 

nicht erfolgte Rücknahme der Kürzungen in der Spitzen- und Exzellenz-

förderungen, die Frau Ministerin Brandes in der Kulturausschusssitzung 

vom 4. Dezember 2025 erwähnte? 

2. Haben die ausgewählten Gruppen in den überjährigen Förderprogram-

men bereits Förderbescheide erhalten? Wenn nein, wann ist mit diesen 

zu rechnen?   

3. Plant die Landesregierung, die gestrichenen Plätze der Spitzen- und Ex-

zellenzförderung Theater sowie der Spitzenförderung Kinder- und Ju-

gendtheater künftig wieder aufzustocken? Wenn ja, wann? 

4. Speziell im Kinder- und Jugendtheaterbereich wurden im Jahr 2025 

120.000 Euro aus dem bisherigen Volumen der Spitzenförderung auf die 

landesgeförderten Spielstätten des Kinder- und Jugendtheaters verteilt, 

sodass die Mittel künftig Institutionen und nicht mehr direkt den freien 

Gruppen zugutekommen. Aus welchen Gründen wählte die Landesre-

gierung im Kinder- und Jugendtheater einen anderen Umgang mit den 

Kürzungen der Spitzenförderung als im Erwachsenenbereich? 

5. Mit welchen Maßnahmen plant die Landesregierung, ihre Kommunika-

tion mit der Freien Darstellenden Szene sowie ihre kulturpolitische Ent-

scheidungsfindung zu verbessern, nachdem die bisherige Kommunika-

tion mehrfach zu Verunsicherungen innerhalb der Freien Szene geführt 

hat? 
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6. Steht die Landesregierung weiterhin hinter der etablierten Förderarchi-

tektur der Freien Darstellenden Szene mit mehreren überjährigen Pro-

grammen, um Künstlerinnen und Künstler längerfristige Arbeits- und 

Aufstiegsperspektiven zu ermöglichen? 

Mit freundlichen Grüßen 

Andreas Bialas MdL  
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Berichtsanfrage der FDP-Landtagsfraktion für die Ausschusssitzung am 

16.04.2026 zum Thema „Aktueller Stand des Deutschen Fotoinstitutes“

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die nächste Ausschusssitzung am 16.04.2026 bitte ich im Namen der 

FDP-Landtagsfraktion um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung 

zu folgendem Thema:  

Aktueller Stand des Deutschen Fotoinstitutes 

Mit dem Deutschen Fotoinstitut (DFI) verfolgen Bund und Land eines der 

zentralen kulturpolitischen Vorhaben in Nordrhein-Westfalen. Als 

nationales Kompetenzzentrum soll es die Sicherung, Erforschung und 

Digitalisierung fotografischer Bestände bündeln und damit eine bislang 

bestehende strukturelle Lücke schließen. Angesichts der herausragenden 

Bedeutung der Fotografie für das kulturelle Gedächtnis und ihrer 

besonderen materiellen Fragilität kommt dem Aufbau entsprechender 

Infrastrukturen eine hohe kulturpolitische Relevanz zu. 

Zugleich stärkt das Institut Nordrhein-Westfalen als internationalen 

Standort für Fotografie sowie visuelle Kultur und knüpft an bestehende 

künstlerische und wissenschaftliche Exzellenz im Land an. Als 

Leuchtturmprojekt steht das DFI damit für den Anspruch, kulturelle 

Infrastruktur auf höchstem Niveau zu entwickeln und international 

sichtbar zu machen. 

Vor diesem Hintergrund wiegen die zuletzt berichteten Verzögerungen und 

offenen Fragen bei der Umsetzung schwer. Medienberichten zufolge sind 

Standort, Trägerschaft und Finanzierung weiterhin nicht abschließend 

geklärt; ein Baubeginn wird frühestens für 2028, eine Fertigstellung erst für 

2031 erwartet.  

            Düsseldorf, 1. April 2026 

Yvonne Gebauer MdL  I  FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen  

Referat I.A.2 / A12 

Ausschussvorsitzende Christina Osei MdL  
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Daher wird die Landesregierung gebeten, insbesondere zu folgenden 

Fragen Stellung zu nehmen:  

1. Wie ist der aktuelle Sachstand bei der Umsetzung des Deutschen 

Fotoinstituts? 

2. Welche konkreten Schritte wurden seit Vorlage des 

Abschlussberichts der Gründungskommission im Juli 2025 

umgesetzt? 

3. Wie bewertet die Landesregierung den aktuell avisierten Zeitplan? 

4. Wie ist die aktuelle Finanzierungsplanung ausgestaltet? 

Mit freundlichen Grüßen 

Mit freundlichen Grüßen 

   Yvonne Gebauer MdL 
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Schecks mit der Drucksache 18/18099 beschlossen. So soll aus „bereiten Mitteln 

Schecks" bereitgestellt werden. heißt es im Antrag: „Die Einführung der 

Westfalen zu prüfen". 

Landtagsfraktion r  D p 
Nordrhein-Westfalen r 

Für die Vielen, 
nicht die Weni en. 

Yvonne Gebauer MdL 
Kulturpolitische Sprecherin 

Andreas Bialas MdL
Kulturpolitischer Sprecher  
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Berichtsanfrage der SPD- und FDP-Landtagsfraktion für die Ausschusssitzung 

am 16.04.2026 zum Thema „Finanzierung und Auszahlung der Kultur-

Schecks“

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

für die Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien am 16. April 2026 bean-

tragen wir einen Berichtspunkt zu dem Thema 

„Finanzierung und Auszahlung der Kultur-Schecks“

In der Plenarsitzung am 19. März 2026 hat der Landtag Nordrhein-Westfalen mit 

der regierungstragenden Mehrheit einen Antrag zur Einführung von Kultur-

eine niedrigschwellige, durchgängig digitalgestützte und bürokratiearme Unter-

stützung von Kulturveranstaltungen in ländlichen Räumen in Form von Kultur-
1  Weiter 

Kultur-Schecks [ist] zunächst auf ländliche Räume zu konzentrieren und auf 

Grundlage der gewonnenen Erfahrungen eine perspektivische Ausweitung auf 

ganz Nordrhein-

Die Fraktionen der SPD und FDP begrüßen den Schritt, insbesondere die Kultur 

im ländlichen Raum zu stärken. Allerdings lässt der Antrag konkrete Inhalte zur 

Zeitplanung, Finanzierung, Auszahlung sowie zum Fördermechanismus und zu 

den Förderberechtigten vermissen. 

Vor diesem Hintergrund fordern wir von der Landesregierung einen schriftlichen 

Bericht, der die folgenden Fragen beantwortet: 

1 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-18099.pdf
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dabei erläutern, ob „durchgängig digitalgestützt" bedeutet, dass die 

/Arzi(d/A-

Landtagsfraktion FDPNordrhein-Westfalen 

1. Wie hoch soll die Förderung der Kultur-Schecks ausfallen? (Bitte das ge-

samte Fördervolumen und die Höhe der einzelnen Förderung angeben.) 

2. Aus welchen Mitteln sollen die Kultur-Schecks finanziert werden? (Bitte 

dazu im Kulturhaushalt die Titelgruppe, den Titel und ggf. Mittelver-

schiebungen angeben.) 

3. Welche Förderkriterien sollen für die Kultur-Schecks gelten? 

4. Welche Initiativen sollen förderberechtigt sein? 

5. Wie sollen die Kultur-Schecks evaluiert werden? 

6. Wie sollen die Kultur-Schecks beantragt und ausgezahlt werden? (Bitte 

Förderung vollständig digital abgewickelt wird.) 

7. Wann sollen die Kultur-Schecks eingeführt werden? 

Mit freundlichen Grüßen  

Yvonne Gebauer MdL                                                                    Andreas Bialas MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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